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Rosinenpicken

Eine Rosine macht noch keinen Kuchen,

viele Rosinen sind noch kein Gebäck,

und willst du sie dann ohne Teig versuchen,

schmaust sie sich, ohne satt zu werden, weg.

Man nennt es auch im Fall von Brexit naschen,

Theresa May versäumt den süßen Rest,

und ihr Versuch, das Beste zu erhaschen,

erweist sich endlich doch als falscher Test.

Verloren geht der hungerstill'nde Kuchen

für einen viel zu kurzen Appetit,

und nichts hilft mehr, nicht bitten oder fluchen,

Magen und Darm knurr'n dann ihr altes Lied.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. September 2018
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WALD/353: Hambacher Forst - Konzern stellt die Stacheln auf ... (BUND NRW)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace
und NaturFreunde Deutschlands

Großdemonstration am 6. Oktober für den Erhalt des Hambacher Waldes:


RWE blockiert Großdemonstration - Behörden müssen Versammlungsfreiheit
durchsetzen



Köln/Buir, 03.10.2018 | Der Energiekonzern RWE weigert sich, Flächen für
eine Großdemonstration am Hambacher Wald zur Verfügung zu stellen. Damit
blockiert der Betreiber des Tagebaus Hambach den bunten und legitimen
Protest von mehr als 20.000 Menschen gegen die geplante Zerstörung des
Hambacher Walds. Wenige Tage vor der angemeldeten Demonstration am
kommenden Samstag, lehnt RWE weiter die Freigabe von Flächen ab, die auch
die Polizei als geeignet identifiziert hat. Öffentlich hatte RWE-Chef Rolf
Martin Schmitz friedliche Demonstrationen gegen Kohle, wie sie am
Wochenende erwartet werden, bislang gutgeheißen.

"Es darf nicht sein, dass RWE die bislang größte Demonstration gegen die
Kohlepläne des Konzerns mit bürokratischen Finessen blockieren kann.
Zehntausende, von der Oma mit Rollator bis zum Kleinkind, werden zum
friedlichen Protest in Richtung Hambacher Wald aufbrechen. Nun liegt es an
der NRW-Landesregierung und Ministerpräsident Armin Laschet, ihnen ihr
Recht auf Meinungsäußerung zu ermöglichen", erklärte Uwe Hiksch, der die
Demonstration für die Organisatoren Initiative Buirer für Buir, Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und
NaturFreunde Deutschlands angemeldet hat.

"Laschet darf nicht den Eindruck entstehen lassen, dass seine
Landesregierung in diesem großen gesellschaftlichen Konflikt eine Front mit
RWE gegen den entschlossenen Protest von Zehntausenden Menschen bildet. Wir
arbeiten an einem umfangreichen Verkehrs- und Sicherheitskonzept. Dafür
brauchen wir dringend Klarheit über den Kundgebungsort.", so Hiksch.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Oktober 2018 
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WALD/352: Hambacher Forst - Musik für Frieden und sauberes Klima ... (Aachener Friedenspreis)


Aachener Friedenspreis e.V. - Pressemitteilung vom 3. Oktober 2018

Klassischer ziviler Ungehorsam für den Hambacher Wald



Am kommenden Wochenende wird es am Hambacher Wald klassisch. Wo nach
drei Wochen brutaler Räumung und absurder Zerstörung keine Baumhäuser
mehr existieren, soll Musik die dramatischen Bilder untermalen und
zugleich Ausdruck der noch immer nicht aufgegebenen Hoffnung auf eine
Wendung der Ereignisse sein. Das Protestorchester Lebenslaute plant eine
überregionale Aktion - wann und wo genau, wird noch bekanntgegeben.

2014 erhielten die Lebenslaute den Aachener Friedenspreis für ihren
künstlerisch anspruchsvollen Protest. In edler Konzertkleidung, mit
Gesang und Instrumenten protestiert das Ensemble gegen Militarismus,
Rüstungsindustrie, den Verfassungsschutz und eben auch den
Braunkohleabbau. Bereits 2012 und 2015 demonstrierte die Gruppe im
Rheinischen Braunkohlerevier ihre klare Haltung mit wohlklingender
Klassik. Zur von mehreren NGOs initiierten Großdemonstration am 6.
Oktober und dem Waldspaziergang am 7. Oktober kündigen sie nun erneut
an, im Umfeld des Hambacher Waldes einen ihrer zivil ungehorsamen
Auftritte zu absolvieren.

Der Aachener Friedenspreis e.V. sieht durch die Entwicklungen im
Hambacher Wald sein Kernthema berührt. "Der Konzern RWE bricht hier
laufend alle Regeln des friedlichen Zusammenlebens", konstatiert Lea
Heuser, Pressesprecherin des Vereins. "Neben den an
Menschenrechtsverletzungen grenzenden Umsiedlungen und Enteignungen, der
lokal hochproblematischen Luftverschmutzung durch Feinstaub und
Quecksilber und der Zerstörung 12.000 Jahre alter Natur vergiftet RWE
mit seinen immensen CO2-Emissionen das Weltklima", so Heuser. Das
angebliche Allgemeinwohl, für das die Braunkohle weiter zur
Stromgewinnung verheizt werden müsse, sieht sie durch diesen Umstand
unmittelbar konterkariert.

Auch die bei Räumungen und Durchsuchungen angewandte Polizeigewalt,
oftmals gegen vollständig friedliche Sitzblockaden oder gar die Presse,
kritisiert der Verein scharf. "Wir sind davon überzeugt, dass der
allergrößte Teil der Waldschützer*innen Gewalt als Mittel des Protests
ablehnt", so Heuser. Bei der vielfach in den Medien kolportierten
verallgemeinernden Diffamierung der Aktiven als Ökoterroristen sei die
Absicht viel zu offensichtlich: "Hier sollen Menschen kriminalisiert und
Repressionen gerechtfertigt werden". NRW-Innenminister Reul zeigte
medienwirksam eine Sammlung von angeblich im Wald beschlagnahmten
Waffen, die jedoch keineswegs aktuelle Funde sondern schon Jahre alt
waren. "Von unfriedlichem Protest distanziert sich ein Verein wie der
Aachener Friedenspreis e.V. selbstverständlich in aller Deutlichkeit.
Wir halten das aber für Einzelfälle, die dem Pluralismus der Aktiven
geschuldet sind und den Protest als Ganzes keineswegs entwerten", sagt
die Pressesprecherin.

Heuser stellt das hanebüchene Verhalten der Landesregierung in eine
Reihe mit dem als Begründung für die Räumung angeführten angeblichen
Brandschutz, #eimergate und #gartenlaubengate. Bei letzteren beiden
Hashtags handelte es sich um Symbole irritierenden Polizeihandelns.
Als #gartenlaubengate wurde die mit riesigem Polizeiaufgebot an einer
Raststätte beschlagnahmte Gartenlaube bekannt, die auf dem Klimacamp
Ende August als Solidaritätsbaumhaus für den Hambacher Wald gebastelt
und von Kindern bunt bemalt worden war. #eimergate steht für einen im
Wald gefundenen Bauschutteimer, der von der Polizei wider besseres
Wissen als von oben herabstürzende, als Falle konzipierte Lebensgefahr
interpretiert wurde. In Wahrheit handelte es sich um ein zum Klettern
notwendiges Gegengewicht, das den Boden nie verlassen hat.

Der Aachener Friedenspreis e.V. ruft dazu auf, sich am 6. Oktober an der
Großdemonstration von BUND, Campact, Greenpeace, Naturfreunde
Deutschland und den Buirern für Buir oder am 7. Oktober am
Waldspaziergang mit Michael Zobel zu beteiligen. "Klima- und
Friedenspolitik sind längst nicht mehr voneinander zu trennen", sagt
Heuser. "Wer sich für Frieden stark macht, muss gegen Klimazerstörung
kämpfen, denn der Klimawandel ist eine der größten Bedrohungen des
Friedens in immer mehr Regionen der Erde".

 * 

Quelle:

Aachener Friedenspreis e.V.

www.aachener-friedenspreis.de
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WALD/351: Hambacher Forst - Mattenrecht und Hängedemo ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Aufruf Oktober 2018

Kohleausstieg jetzt! Hambi bleibt!

Dafür treffen wir uns am 6.10., beim Hambacher Forst!



Was im Hambacher Forst in der letzter Zeit geschah, ist erschütternd und
kaum zu ertragen. Trotz des schrecklichen Unglücks im Wald wird der Irrsinn
fortgesetzt. Neben der Trauer fühlen wir auch Wut: Wir mussten in den
letzten zwei Wochen mitansehen, wie die Polizei - im Auftrag der
Landesregierung, Hand in Hand mit RWE - räumt, Baumhäuser zerstört, Bäume
fällt und die Sicherheit der Aktivist*innen gefährdet. RWE setzt alles
daran, den letzten Rest des Hambacher Forstes für die Braunkohle zu roden.
Das ist ein Skandal!

Das lassen wir nicht zu! Dieser Rodung stellen sich viele mit vereinter
Kraft entgegen, denn die Zerstörung des Waldes und der Besetzungen ist
einfach nicht hinzunehmen. Der Widerstand wächst: Tausende strömen in
diesen Tagen ins Rheinland. Wir sind kraftvoll, vielfältig und
entschlossen, für den Erhalt des Hambacher Forstes zu kämpfen. Jetzt mehr
denn je!

Wo Unrecht zu Recht wird, wird Widerstand zur Pflicht. Deswegen rufen wir
als Ende Gelände Bündnis dazu auf, bereits am Samstag, den 6.10.2018 am
Hambacher Forst zusammenzukommmen.

Gemeinsam werden wir uns der Großdemo "Wald retten! Kohle stoppen!"
anschließen. Startpunkt ist um 12 Uhr am Bahnhof Buir. Lasst uns unsere
Stimmen erheben und deutlich machen: Hambi bleibt! Klimagerechtigkeit lokal
und weltweit!

Unser Symbol gegen die Zerstörung werden Hängematten. Denn: Wälder zählen
zu den beliebtesten Orten der Erholung. Und: RWE darf die Ruhe und die
Bewohner*innen im Hambi nicht weiter stören. Gemeinsam lassen wir uns
nieder und ziehen eine Rote Linie. Wir rufen alle dazu auf, (rote)
Hängematten und roten Stoff mitzubringen. Die Wälder denen, die dran
hängen!

Ende Gelände, Hambi bleibt! One Struggle, One Fight!


Am selben Wochenende veranstaltet das Autonome Zentrum (AZ) in Köln
das RabAZ. Das AZ ist einer unserer verbündeten Orte, der ebenfalls bedroht
ist. Deshalb möchten wir euch auch auf die Aktions- und Vernetzungstage
aufmerksam machen: 

https://az-koeln.org/rabaz/, insbesondere die Soli-Demo am Sonntag, den
7.10.

Gemeinsam sind wir viele!

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/350: Hambacher Frost - Hamburger Baumhauswiderstand ... (Gegenstrom Hamburg)


Aktionsgruppe "Die Baumhäuser denen die drin wohnen!"

Pressemitteilung vom 3. Oktober 2018

Baumhaus in Hamburg errichtet - Aktivist*innen solidarisieren sich mit
dem Hambacher Wald und besetzen den Schanzenpark



Hamburg, 03. Oktober 2018: Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen der Hambi
Soli Gruppe Hamburg, Gegenstrom Hamburg und Einzelpersonen haben am
Mittwoch Vormittag im Schanzenpark ein Baumhaus errichtet. Auf einem
Transparent darunter steht: "Wehrt euch, leistet Widerstand, gegen die
Braunkohle hier im Land RWE das Handwerk legen - Hambi bleibt".

Die Aktivist*innen wollen mit der Aktion darauf aufmerksam machen, dass
das Vorgehen von RWE und NRW-Regierung angesichts der desaströsen Folgen
des Klimawandels völlig verantwortungslos und illegitim ist. Sie wollen
Menschen informieren und einladen, selbst für Klimagerechtigkeit aktiv
zu werden. So finden u.a. Kletterworkshops statt und eine
Ankettvorrichtung kann ausprobiert werden.

Im "Hambacher Forst" werden seit dem 13. September 2018, seit 20 Tagen,
mit dem größten Polizeieinsatz in der Geschichte von NRW Baumhäuser
geräumt. Dies geschieht unter dem Vorwand einer angeblichen "Gefahr im
Verzug für Leib und Leben der Baumhausbewohner aus Brandschutzgründen".
"Dass nach sechs Jahren der Besetzung urplötzlich eine akute Gefahr von
den Häusern ausgehen soll, zeigt einmal mehr, dass dieser Einsatz nicht
dem Brandschutz, sondern den Interessen eines Konzerns gilt. Zu mal die
dafür ergriffenen Maßnahmen der Polizei und RWE eher Leib und Leben der
Aktivist*innen gefährden", sagt Aktivistin Katharina Wiesmann.
Zahlreiche Live-Streams, Fotos und Berichte zeugen von Gefährdung,
Schikane und Gewalt gegen die Besetzer*innen und der Einschränkung der
Pressefreiheit.

Laut einer Umfrage vom Meinungsforschungsinstitut Emnid sind 75% der
Bevölkerung gegen eine Rodung des Hambacher Waldes. Anstatt jetzt
entschiedene Gegenmaßnahmen gegen die globale Klimakatastrophe
einzuleiten, lässt sich der Staat zu Handlanger*innen von RWE und
weiteren fossilen Konzernen machen. Beispielsweise soll für den
Chemiekonzern Dow Chemical ein neues Kohlekraftwerk in Stade entstehen.

Inzwischen sind im Hambacher Wald (fast) alle Baumhäuser geräumt, einen
Grund zum Aufgeben sehen die Aktivist*innen darin jedoch nicht: "Die
Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald wird nicht das Ende sein - der
Widerstand wächst jeden Tag", so Aktivist Tom Strader.
Zugleich sei es nach wie vor notwendig, wenn möglich in den Hambacher
Wald zu fahren. "Egal wie und wo bringt euch ein, seid Teil des
Widerstands gegen Kohle, Klimadesaster, Kapitalismus und Ausbeutung!",
lädt Strader ein.

Besondere Grüße senden die Aktivist*innen an die Menschen, die unter
absurden Vorwürfen teils schon Monate lang für den Hambacher Wald in
Untersuchungshaft sitzen.

 * 

Quelle:

Ggenstrom Hamburg

E-Mail: presse@gegenstromhamburg.de

Internet: www.gegenstromhamburg.de
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WALD/349: Hambacher Forst - die freigetretene Lawine ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressemitteilung vom 3.10.2018

Das - vorerst - Ende der Räumung - im Hambi werden zur Feier des
Tages Zäune errichtet - Razzia des Wiesencamps



Heute ist Mittwoch, der 03.10.2018, Tag der deutschen Einheit. Anlass
genug für RWE mal wieder einen Zaun zu errichten. Und zwar im und um
den Hambacher Forst.

Die Räumung der mehr als 60 Baumhäuser begann am 13. September und
nahm gestern, am Dienstag, den 02.10., nach 19 Tagen vorerst ihr Ende.

Innerhalb der letzten Woche wurden - entgegen des versprochenen
Moments der Ruhe nach dem Todesfall Steffens - die verbliebenen
Baumhausdörfer geräumt. Die Maßnahmen waren geprägt von massiv
fahrlässigem sowie gewaltsamem Vorgehen der Polizei. Vor allem im
Baumhausdorf "Lorien" ging es hart her, dort wurden Sitzblockaden, die
teilweise aus mehr als 140 Menschen bestanden, häufig gewaltsam
geräumt. Traversen (Seile, die als Verbindung zwischen zwei Bäumen
gespannt sind) wurden durchtrennt, als sich Menschen noch in ihnen
gesichert hatten. Bäume wurden gefällt, während sich Aktivisti in
unmittelbarer Nähe in Hängematten befanden.

Noch während die Räumung bei den letzten Dörfern "Lorien" und
"Miketown" ihr Ende nahm, wurden im Wald bereits neue Plattformen
gebaut (Ghosttown) und ein 'vergessenes' Baumhaus namens Fenrir neu
besetzt. Dazu gesellten sich noch die Besetzungen (teilweise nur mit
Hängematten in den Baumkronen) "Qualityland" und "Blacksocks".

Beim wöchentlich stattfindenden Waldspaziergang am Sonntag (30.09.)
kamen dann weit mehr als 10.000 Menschen zum Hambacher Forst, um
gemeinsam mit dem Waldpädagogen Michael Zobel durch den Wald zu
ziehen. Während und nach dem Spaziergang fanden sich Menschen -
darunter auch Familien mit Kindern - zusammen, um gemeinsam Barrikaden
zu bauen. Dies geschah auch schon am vorangegangenen Sonntag, als die
Baumhausdörfer Beechtown, Cozytown, Lorien, Miketown,
Kleingartenverein, T-Town und Paragraph 11 noch existierten.

Am Montag, 01.10., ging es dann Paragraph 11 an die Krone, dort wurden
zuerst die neu errichteten Barrikaden, in und hinter denen sich
Menschen befanden, unter massivem Pfeffersprayeinsatz geräumt.
Parallel dazu wurde eine Plattform auf einem Baum am Aachener Weiher
in Köln gegen Mittag geräumt, welcher von Aktivist*innen in
Solidarität mit der Hambacher Forst Besetzung besetzt wurde.

Ebenfalls am Montag durchsuchte die Polizei das an den Wald
angrenzende Privatgrundstück von Kurt Claßen - auch "die Wiese"
genannt -, auf dem sich Behausungen der Besetzer*innen befinden. Ohne
Durchsuchungsbefehl wird nach Baumaterial für Baumhäuser und
Barrikaden gesucht, mit Kettensägen wird besagtes Material vor Ort
zerstört. Zudem werden Fahrräder von Aktivist*innen wie auch von
Presse beschlagnahmt und weggeschmissen. Möbelstücke, Fenster, Wasser
und vieles mehr werden beschlagnahmt. Eine ominöse Flüssigkeit -
vergorene Linsen oder Fäkalien - wird von der Polizei im
Medic-Wohnwagen ausgeleert. Die Polizei beruft sich bei dem Einsatz
auf das Polizeigesetz, welches solch ein Vorgehen bei akut drohender
Gefahr erlaube.

Die neu besetzten Teile des Waldes Ghosttown, Blacksocks und Fenrir
fielen am Dienstag, 02.10. den Hebebühnen und Kettensägen zum Opfer.
Doch das ominöse "Qualityland" ist immer noch da - versteckt in den
Bäumen.

Und der Wald bleibt widerständig, die Bewegung wächst und wächst und
nach sechs Jahren andauernder Besetzung ist auch die mediale
Aufmerksamkeit auf einem nie da gewesenen Level angekommen. Während
RWE sich also daran macht, den Wald zu umfrieden, lässt sich der
Widerstand nicht kleinkriegen und baut entgegen aller Grenzen und
Zäune weiter Baumhäuser, blockiert weiter Bagger und Räumpanzer und
besetzt weiter Tripods.

Kommentar einer Aktivistin

"Die Polizei verkündet die erfolgreiche Räumung der über 60
Baumhäuser, doch der Widerstand ist nicht vorbei. Immer wieder werden
neue Plattformen in die Bäume gebaut, es besteht immer noch mindestens
eine Besetzung. Wir fordern nicht nur, dass der Wald nicht abgeholzt
wird, sondern auch den sofortigen Kohleausstieg. Der muss auch immer
zusammen mit einem strukturellen Wandel unserer Gesellschaft gefordert
werden. Denn es zählt nicht nur, wie der Strom produziert wird,
sondern auch von wem und wofür. So wollen wir nicht, dass von einem
Energieriesen wie RWE mit einem dreckigen Energieträger wie der
Braunkohle die Waffenindustrie gespeist wird. Solange RWE weiter
rodet, werden wir auch weiter aktiv versuchen, den Wald zu schützen,
die Rodung zu verhindern und den Kohleausstieg so in den öffentlichen
Diskurs zu bringen."

Moll, Aktivistin aus dem Hambacher Forst

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/348: Hambacher Forst - Aachendemo für den verletzten Wald ... (Seebrücker Aachen)


Seebrücke Aachen, Rhizom 115, Fossil Free Aachen, Ende Gelände Aachen,
Hambi Support Gruppe Aachen, UWG-Aachen u.v.m. laden herzlich ein:

Demonstration für den sofortigen Kohleausstieg und für den Erhalt des
Hambacher Waldes, für eine globale Klimagerechtigkeit!

Jeden Donnerstag, so auch heute, am 04.10.2018, ab 19.00 Uhr Beginn: Markt
Aachen



Wegstrecke der Demonstration: Vom Markt über das Super C
(Zwischenkundgebung), dann über den Grabenring am Bushof vorbei zum
Elisenbrunnen (Schlusskundgebung)

Wir wollen kreativ, friedlich und LAUT sein. Bringt Instrumente, Töpfe und
alles was Lärm macht mit. Die Stadt soll uns hören!



Kohle muss im Boden bleiben um eine Klimakatastrophe zu verhindern. Alle
wissen es, doch nichts passiert. Die Bundesregierung stützt die
klimaschädlichen Industrien und missachtet ihre eigenen, unzureichenden
Klimaziele. Anstatt Kohlekraftwerke abzuschalten, verschwendet sie weitere
wertvolle Zeit mit einer Kommission mit vielen Kohleausstiegsbremser*innen
und wenigen Gegner*innen. Doch wir haben keine Zeit mehr: Menschen leiden
bereits jetzt unter Dürren, verlieren durch Extremwetter-Ereignisse ihr
Zuhause und kommen durch klimabedingte Infektionen und Hunger zu Tode oder
machen sich auf den Weg, sind auf der Flucht. Deshalb ist es unsere
Aufgabe, die Klimazerstörung jetzt dort zu stoppen, wo sie produziert wird:
Bei uns!

Der Unterstützerkreis (siehe oben) ruft deshalb gemeinsam mit vielen
weiteren sozialen und politischen Gruppen dazu auf, ein Zeichen gegen
Kohleabbau und den absurden Wachstumszwang zu setzen. Die Abbruchkante des
nahe gelegenen Tagebaus Hambach frisst sich immer weiter in die Landschaft.
Nur noch ein kleiner Teil des einst riesigen Urwaldes ist erhalten
geblieben. Gleichzeitig wird - nach der erfolgreichen Rodungs-Verhinderung
2017 - der "Hambi" für immer mehr Menschen zum lebendigen Symbol des
Widerstands gegen die fossile Energieindustrie. Mit einer lauten und bunten
Demonstration werden wir den Kampf im und um den Hambacher Wald
unterstützen.

Seit Jahrzehnten rodet RWE den Hambacher Wald, einen der ältesten Mischwald
Europas, um die darunterliegende Braunkohle abzubauen. Zahlreiche
Akteur*innen treten seit geraumer Zeit vor Ort für seinen Schutz und für
den sofortigen Kohleausstieg ein. Mit Erfolg! Im Herbst 2017 ist es der
Klimagerechtigkeitsbewegung durch Gerichtsverfahren, Demos, Besetzungen,
Baumhäuser und Blockaden erstmals gelungen, die Rodung über eine Saison
hinweg komplett zu verhindern.

Im Oktober beginnt die nächste Rodungssaison, in der RWE den verbliebenen
Wald vernichten will, um noch mehr Braunkohle abzubaggern. Doch dieser Teil
ist ein Kernstück und enthält noch beinahe die gesamte Artenvielfalt des
ursprünglichen Waldes. In den letzten zwei Wochen wurde durch ein
absurd-großes Aufgebot von Polizist*innen und schweren Räum- und
Fällgeräten die Besetzungen und Baumhäuser geräumt. Auf physische und
psychische Gesundheit der Aktivist*innen und Anwohner*innen sowie auf Flora
und Fauna wird dabei keine Rücksicht genommen, der Wald wurde dabei in
einer illegalen Weise massiv gefällt und verletzt.

Hier kristallisiert sich heraus, wie profitorientiertes, rückwärtsgewandtes
Wirtschaften Lebensgrundlagen vernichtet - im Hambacher Wald und weltweit.
Denn bevor der Kohlekonzern mit dem zerstörerischen Braunkohle-Abbau
begann, wurde der Wald von der lokalen Bevölkerung als Gemeingut nachhaltig
genutzt. Deshalb ist unser Widerstand auch ein Protest gegen die globale
Ungerechtigkeit unseres Wirtschaftsytemes. Während die Klimakiller sich
weiter bereichern, leiden die von Ausgrenzung und Unterdrückung betroffenen
Menschen im globalen Süden am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung.
Aber auch hierzulande sind unzählige Menschen von Umsiedlung, Enteignung
und gesundheitlichen Schäden betroffen.

Wir nehmen das nicht weiter hin! Der Erhalt des Hambacher Waldes ist unsere
Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit. Wir unterstützen den Widerstand im
und um den Hambacher Wald durch unseren Protest, durch unsere Solidarität
und durch unsere Unterstützung vor Ort.

HAMBI BLEIBT!

https://www.facebook.com/events/550235935434028/

 * 

Quelle:

Seebrücke Aachen, 2. Oktober 2018
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WALD/347: Hambacher Forst - viele Stimmen für das Lebensrecht ... (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. - 2. Oktober 2018

Ist RWE "im Recht?"

Redebeitrag von Rüdiger Haude auf der Kundgebung "Hambi retten! Kohle
stoppen! Pinkwart die Meinung sagen!" am 28.9.18 in Aachen



Liebe Freundinnen und Freunde,

wir haben uns heute hier getroffen, weil ein Mitglied unserer
Landesregierung, Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart (FDP) nebenan ist.
Dieser Mann, der auch für Energiefragen zuständig ist, hat sich mehrfach
zum Hambacher Wald geäußert. So sagte er z.B.:

Die Rodungen seien notwendig, "damit die Kohlekraftwerke die
Energieversorgung in NRW" sicherstellen können (AN, 24.8.2018) (obwohl er
wissen sollte, welche Stromüberkapazitäten wir in Deutschland haben).
Pinkwart weiter: "Braunkohle hat eine wichtige Brückenfunktion" (obwohl er
wissen sollte, dass nichts schlechter zur Energiewende passt als die
inflexiblen Braunkohlemeiler). Pinkwart weiter: "Deutschland wird noch auf
längere Sicht auf Kohle angewiesen sein" (obwohl er wissen sollte, dass das
den Planeten ruiniert). Pinkwart weiter: Braunkohle sei "nie
subventioniert" worden (Interview, AZ, 25.9.2018) (obwohl er wissen sollte,
dass RWE seit Jahrzehnten die Atmosphäre als kostenlose Müllkippe für CO2
benutzt - um nur diesen Subventionsaspekt zu benennen. Hinzu kommt noch:
Befreiung von der Förderabgabe für Bodenschätze, Befreiung vom
Wasserentnahmeentgelt, Befreiung von der EEG-Umlage, Kapazitätsreserve 1,6
Mrd. ? ...

Pinkwart weiter: "RWE hat für Tagebau und Rodungen [...] alle
Genehmigungen." (ebd.) Dieses Zitat führt zum Thema meines Redebeitrags:
Die Frage des Rechts.

Auch Wohlmeinende behaupten oft, RWE sei im "Recht", es soll nur auf dieses
"Recht" verzichten. So z.B. das "Handelsblatt" am 12.9. mit der Empfehlung,
RWE solle beim Hambi "nicht auf sein Recht pochen". Oder der WDR am 31.8.:
"Im Streit um den Hambacher Forst hat der Energiekonzern das Recht auf
seiner Seite. Doch eine Rodung des Waldgebiets für den Tagebau kann RWE
gewaltig schaden."

Das ist ein böses Missverständnis, das wir nicht mitmachen sollten. Klar:
RWE besitzt "alle Genehmigungen"; oder, wie die RWE-Managerin Katja von
Doren am 6. September im WAZ-Interview sagte: "Im Hambacher Forst geht es
um vor langer Zeit beschlossene Pläne, für die es eine klare
Rechtsgrundlage gibt."

Aber es gibt "das Recht" nicht als eindeutiges, homogenes Gebilde. Ich will
hier ausklammern, dass es auch wirklich üble Gesetze gibt, für deren
Änderung und Abschaffung man kämpfen sollte. Ich schaue nur die vorhandenen
Gesetze an und entdecke: die sind widersprüchlich und komplex; oft steht
Recht gegen Recht, und vor allem sind sie ständig im Wandel. RWE mag seine
"vor langer Zeit beschlossenen Pläne" haben. Aber wir wissen heute mehr als
"vor langer Zeit". Das ändert auch die Rechtslage.

Was haben wir, wo RWE seine "vor langer Zeit beschlossenen Pläne" hat? -
Zunächst einmal haben wir das Grundgesetz. Die darin formulierten
Grundrechte binden alle Staatsgewalt als unmittelbar geltendes Recht - also
sowohl Gesetzgeber als auch Gerichte. Wir haben z.B. den Artikel 2, in dem
es heißt: "Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit."
Der Braunkohletagebau verstößt gegen dieses Recht z.B. durch Ausbringung
großer Mengen von giftigem Quecksilber, vor allem aber weltweit durch die
Produktion von Extremwetterereignissen infolge des Treibhauseffekts.

Oder wir haben den Artikel 14, mit dem schönen Satz: "Eigentum
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit
dienen." - Wie kann man denn noch krasser gegen diese Bestimmung verstoßen,
als RWE das mit seinen Komplizen in der Landesregierung tut?

Es geht um den menschengemachten Klimawandel, bei dem RWE einer der ganz
großen Täter weltweit war und ist. Die Einsicht in diesen globalen
physikalischen Sachverhalt ist in den letzten Jahrzehnten enorm angewachsen
- übrigens gegen den Widerstand von Konzernen wie RWE. Wir wissen heute,
dass wir die Energieversorgung auf globaler Ebene in kurzer Zeit
vollständig dekarbonisieren müssen, und die Weltgemeinschaft hat sich im
Dezember 2015 in Paris darauf geeinigt, diesen Schritt zu gehen. Das
"1,5-Grad-Ziel" (also, die menschengemachte Erderwärmung auf 1,5°C zu
begrenzen) erfordert für Deutschland, bis 2040 in allen Energiesektoren auf
Null Emissionen zu kommen, im Stromsektor bis 2030. Dies ergibt sich aus
dem verbleibenden "Carbon Budget"; jeder seriöse Physiker kann Ihnen das
vorrechnen, Herr Pinkwart!

Das Pariser Klimaabkommen ist ebenfalls unmittelbar geltendes Recht, und
zwar Völkerrecht. Deutschland hat einen "Klimaschutzplan 2050"
verabschiedet, der auf eine CO2-Reduzierung von 85% im Jahre 2050 abzielt.
Das ist faktisch ein Bruch des Pariser Abkommens! Und selbst bei diesem
viel zu unambitionierten Ziel wird bereits die erste Zwischenetappe
verfehlt.

Was ganz sicher gegen dieses Abkommen verstößt, ist der Weiterbetrieb von
Europas klimaschädlichsten Kraftwerken, in Neurath und in Niederaußem. Das
sind die Dreckschleudern, die mit der Kohle aus dem Tagebau Hambach
befeuert werden. Für diese Klimakiller soll der Hambacher Wald zerstört
werden! Für diese Klimakiller findet seit zwei Wochen die staatliche
Gewaltorgie gegen die Waldschützer*innen im Hambi statt. Eine solche
Politik mag sich auf allerhand berufen, aber nicht auf das Recht! Was ist
ein Genehmigungszettel von der Arnsberger Bezirksregierung gegen das
Grundrecht auf Gesundheit? Was ist irgendein Gerichtsbeschluss gegen die
Möglichkeit unserer Kinder und Enkel, den Planeten Erde noch bewohnen zu
können?

RWE kann pochen, worauf es will - der Konzern ist ganz gewiss nicht im
"Recht"!

Und wenn weder Gesetzgeber, noch Regierungen, noch Gerichte diesen
Sachverhalten Geltung verschaffen können, dann gibt es noch einen weiteren
demokratischen Akteur, der dem Recht zum Durchbruch verhelfen kann. Das
sind wir! Was Parlamente und Regierungen und Gerichte entscheiden - darauf
haben wir auch einen Einfluss, wenn wir ausdauernd und viele und laut sind.
Sorgen wir dafür, dass unsere Stimme gehört wird!

Und deshalb habe ich für Herrn Pinkwart noch eine Botschaft für die nächste
Sitzung der Landesregierung: Ihr Kollege, Innenminister Herbert Reul, hat
ja noch einmal ein ganz besonderes Verhältnis zur Rechtlichkeit. Von den
angeblichen Tunnelsystemen unter dem Hambi, die Lokaljournalisten schon an
eine Wiederkehr des Vietnamkriegs denken ließen, über seine Waffenfunde,
bei denen er verschwieg, dass sie schon jahrelang in der Asservatenkammer
Rost ansetzten, bis hin zu der dreisten Lüge letzten Samstag in "Westpol",
für die Windräder hier im Aachener Stadtwald würden mehr Bäume gerodet als
im Hambacher Forst - eine lange Linie der lügnerischen Aufhetzung zieht
sich durch die Amtsführung dieses Mannes. Zu dem Zerstörungswerk seiner
Polizeibeamten im Hambi sagte er im "Westpol"-Interview, es gehe darum,
"den Wald zu schützen". Wenn Recht etwas mit Wahrheit zu tun haben soll,
dann ist Reul offensichtlich ein Rechtsbrecher! Dieser Mann hat genug
Schaden an der politischen Kultur in Nordrhein-Westfalen angerichtet! Er
muss zurücktreten oder entlassen werden! - Und Hambi bleibt!

 * 

Quelle:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère-Roger-Str. 8-10, 52062 Aachen

Telefon: 0241-511616, Fax 0241-535786

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: www.sfv.de
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WALD/346: Hambacher Forst - Superdemo am Samstag ... (BUND NRW)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace
und NaturFreunde Deutschlands vom 1. Oktober 2018

Großdemonstration am 6. Oktober für den Erhalt des Hambacher Waldes:

 Deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende erwartet



Köln/Buir: Deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende erwarten die Organisatoren
bei der Großdemonstration am Samstag, dem 6. Oktober, am Hambacher Wald.
Aufgrund des überwältigenden Zuspruchs wird der ursprünglich geplante
Demonstrationszug nun als zentrale Protestveranstaltung ab 12:00 Uhr auf
einer Fläche nahe der Waldkante stattfinden, erklärten die Organisatoren.

Die Veranstalter der Großdemonstration, Initiative Buirer für Buir, der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und
die NaturFreunde Deutschlands, fordern vom Energiekonzern RWE, auf die
geplante Rodung des Hambacher Waldes zu verzichten. Damit lege RWE die Axt
an die Arbeit der Kohlekommission der Bundesregierung, die derzeit über den
Kohleausstieg verhandelt, kritisiert das Bündnis.

Auch bekannte Künstler unterstützen die Großdemonstration am kommenden
Samstag. So werden unter anderem die Pop-Rock-Band Revolverheld, der Kölner
Musiker Eddi Hüneke - Gründer der Wise-Guys - und aus Berlin die
Singer-Songwriter Höchste Eisenbahn auf der Kundgebung am Hambacher Wald
spielen.

"Den Hambacher Wald retten, den Kohleausstieg durchsetzen - das wollen wir
mit dem großen, bunten und friedlichen Protest erreichen", erklären die
Organisatoren.

Der Protest gegen die Abholzung des 12.000 Jahre alten Waldstücks wird
immer breiter. Mehr als 775.000 Menschen unterstützen bereits den 
Online-Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in dem die Bundesregierung und
die NRW-Landesregierung aufgefordert werden, sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einzusetzen.

Großdemonstration: Wald retten - Kohle stoppen!

6. Oktober 2018, 12 Uhr

Bahnhof Buir, Hambacher Wald

Weitere Informationen:

www.stop-kohle.de


ZITATE

Andreas Büttgen, Sprecher der Initiative Buirer für Buir:

"RWE und das Land NRW haben nicht nur dem Hambacher Wald und damit meiner
Heimat massiven Schaden zugefügt, sondern auch den Menschen, die hier
leben. Umso wichtiger ist es, dass wir gemeinsam ein starkes Signal an
Konzern und Landesregierung geben: Der Hambacher Wald ist ein Symbol der
Einheit und der Zukunft - für uns vor Ort und weit darüber hinaus. Wir
vertrauen auf den Wandel. Wir gestalten den Wandel."

Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW:

"RWE hat wegen der beim Oberverwaltungsgericht Münster anhängigen
BUND-Klage noch kein Recht zu roden. Trotzdem schafft der Konzern im
Hambacher Wald tagtäglich Fakten, indem er Schneisen schlägt, Waldwege zu
Trassen für schweres Räumgerät erweitert und kahlschlagartige Lichtungen
holzt. Das sind klare Verstöße gegen die gerichtliche Stillhalteerklärung.
Die Landesregierung macht sich dabei zum Büttel von RWE und untergräbt den
Rechtsstaat, das stößt bei immer mehr Menschen auf großes Unverständnis."

Sweelin Heuss, Geschäftsführerin und Sprecherin von Greenpeace:

"Das Fraunhofer Institut hat errechnet, dass Deutschland bis 2030
vollständig und versorgungssicher aus der Kohle aussteigen kann und der
Hambacher Wald nicht gerodet werden muss. Rechtsgutachten bestätigen, dass
dieses sogar unzulässig ist. RWE torpediert diesen wichtigen demokratischen
Prozess und Hunderttausende wollen sich das nicht länger gefallen lassen.
Es ist an der Zeit für Ministerpräsident Laschet, RWE im Hambacher Forst zu
stoppen. Die Lösung für einen gesamtdeutschen Kohleausstieg liegt bei der
Kohlekommission."

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact:

"Was Gorleben für die Anti-Atom-Bewegung war, wird der Hambacher Wald für
die Anti-Kohle-Bewegung sein. RWE hat die Mitte der Gesellschaft gegen sich
aufgebracht - und wird erneut verlieren. Viele Tausende Menschen lassen am
6. Oktober die größte Demonstration gegen die Kohle entstehen, die das
Rheinische Revier bisher gesehen hat. Gemeinsam verteidigen wir den Wald
und unser Weltklima."

Uwe Hiksch, Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands und Anmelder der
Großdemonstration:

"Die Resonanz auf unseren Aufruf für den Protest am 6.10. ist
überwältigend. Wir erwarten mehr als 50 Busse, viele Tausende Teilnehmer,
die mit der Bahn anreisen und Unzählige aus der Region. Unser bunter und
friedlicher Protest wird deutlich machen: Der Hambacher Wald muss bleiben.
Gemeinsam werden wir RWE die rote Karte zeigen und für einen Kurswechsel in
der Kohlepolitik demonstrieren."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/345: Hambacher Forst - Demo in Hamburg ... (Ende Gelände Hamburg)


Ende Gelände Hamburg - AK "Umwelt vor Profit"

Pressemitteilung - Hamburg, 02.10.2018

Demonstration gegen Rodung des Hambacher Forsts

Dienstag, den 02. Oktober (16:00 Uhr) - Neuer Pferdemarkt, Hamburg



HAMBURG. Der AK "Umwelt vor Profit" ruft für Dienstag, den 02.10.2018,
zu einer Demonstration unter dem Motto "Umwelt vor Profit - Klima
schützen" auf. Die Klimaaktivist_innen planen ein Zeichen zu setzen,
gegen die Räumung und die bevorstehende Rodung des Hambacher Forsts.
Damit wollen sie zudem auf die katastrophalen Folgen der
klimaschädlichen Braunkohleverstromung aufmerksam machen.

Karla Haselmaus, Sprecherin des AK "Umwelt vor Profit" erklärt zur
Demonstration:

"Wir nehmen die profitgetriebene Zerstörung unserer Natur nicht mehr
hin. Der Hambacher Forst ist zum Symbol für die
Klimagerechtigkeitsbewegung geworden. RWE möchte den Wald zur
Braunkohlegewinnung abholzen, doch Braunkohle ist der klimaschädlichste
fossile Energieträger und trägt massiv zur Erderwärmung bei. Obwohl dies
schon Jahrzehnte bekannt ist, gibt es noch Unternehmen wie RWE, die
Profit über die Umwelt stellen und damit unsere Zukunft gefährden."

Karla Haselmaus fügt hinzu:

"Die Folgen des Klimawandels tragen nicht zuerst wir, sondern die
Menschen im globalen Süden. Unser Kampf ist deshalb nicht nur ein Kampf
gegen die Umweltzerstörung, sondern auch gegen die Ungleichheit und die
verhängnisvollen sozialen Probleme, die sie mit sich bringt. Wir müssen
jetzt handeln, um diese irrationale Vernichtung unseres Planeten zu
stoppen."


Informationen

Der AK "Umwelt vor Profit" ist ein Zusammenschluss von jungen Menschen,
die sich für Klimagerechtigkeit einsetzen wollen. Zusammengebracht hat
sie die drohende Rodung des Hambacher Forsts.

Den Aufruf zur Demonstration finden Sie unter:

https://www.facebook.com/events/474859686332936/

 * 

Quelle:

Ende Gelände Hamburg

AK "Umwelt vor Profit"

E-Mail: eg-hh@riseup.net
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PROTEST/006: Musikszene - Grup Yorum-Konzert schlußendlich genehmigt ... (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 01.10.2018

Zum Grup Yorum-Konzert in Frankfurt



Die revolutionäre türkische Band Grup Yorum gab am 29.9.in Frankfurt, ein
Konzert unter dem Motto: "Eine Stimme gegen Rassismus."

Das Konzert fand statt, obwohl es seit dem 20.9. zeitweilig verboten war
und es drakonische Auflagen gab:

Es durften keine Bildern von dem wegen § 129b inhaftierten Gefangenen
Musa Asoglu aus Hamburg gezeigt werden, ebenso war der Verkauf der in
Türkei erlaubten Zeitschrift Yürüyüs verboten und Grup Yorum durfte 6
ihrer Lieder nicht spielen.

Das nächste Konzert findet in Düsseldorf um 14 Uhr am Sonntag, den 14.10.,
um 14 Uhr statt.

Weiterhin beginnt in Istanbul am 3.10. ein Prozess gegen 10 Mitglieder von
Grup Yorum.



https://www.facebook.com/pg/GYyasaklanamaz/posts/?ref=page_internal

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/476: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg mit Konsequenzen ... (Klima-Allianz)


Gemeinsame Pressemitteilung der Klima-Allianz Deutschland und der
GRÜNEN LIGA - 28. September 2018

Braunkohle-Reserve: Kohlekraftwerk Jänschwalde komplett abschalten -
Strukturwandel jetzt zügig organisieren



Berlin/Jänschwalde, 28.09.2018. Am 1. Oktober geht der Block F des
Braunkohlekraftwerks Jänschwalde in die Sicherheitsreserve.
Klima-Allianz Deutschland und GRÜNE LIGA fordern, das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Zuge des Kohleausstiegs bald abzuschalten und
nachhaltige wirtschaftliche Perspektiven für die Lausitz zu schaffen.

"Auch die übrigen Blöcke müssen demnächst vom Netz. Nur so kann die
Bundesregierung ihre eigenen und die internationalen Klimaziele
erreichen", sagt Stefanie Langkamp, Kohleexpertin der Klima-Allianz
Deutschland. "Wir brauchen einen Fahrplan für den Kohleausstieg und
ein umfassendes Strukturwandelpaket, damit in Jänschwalde und an den
anderen Kraftwerksstandorten endlich Klarheit herrscht. Nur so kann
die Region vorankommen und Zukunftsperspektiven aufbauen." Das gelte
für die Lausitz ebenso wie für die anderen Kohleregionen.

Eine vergütete Sicherheitsreserve wie jetzt bei den Blöcken E und F
sei jedoch kein geeignetes Konzept für den weiteren Kohleausstieg.
"Steuermillionen gehören nicht in die Taschen der Kraftwerksbetreiber,
sondern müssen in die Strukturentwicklung investiert werden", so
Langkamp weiter.

"Ein Weiterbetrieb des Kraftwerkes Jänschwalde bedroht die Zukunft des
Dorfes Proschim, wo Menschen seit Jahren in Angst vor einer
Zwangsumsiedlung leben müssen", kritisiert René Schuster von der
GRÜNEN LIGA. Der Betreiber LEAG plant weiterhin massive
Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd nach Jänschwalde.

Die GRÜNE LIGA kritisiert zudem, dass die Brandenburgische
Landesregierung der Region keine langfristige Vorbereitung auf die
Kraftwerksabschaltung ermöglicht hat. Die brandenburgische
Energiepolitik ging lange Zeit selbst davon aus, das gesamte Kraftwerk
Jänschwalde um 2020 stillzulegen. Erst mit der Planung neuer Tagebaue
versprach die Landesregierung den Beschäftigten einen längeren
Betrieb. "Mit dieser Politik hat sie die Lausitz um die Zeit betrogen,
sich langfristig auf das Ende des Kraftwerkes vorzubereiten.
Ministerpräsident Woidke sollte endlich aufhören, den Lausitzern Sand
in die Augen zu streuen", so Schuster, der seit 1999 Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses ist.

Teilt man die CO2-Menge gerecht auf, die gemäß dem Pariser
Klimaabkommen weltweit noch ausgestoßen werden darf, muss das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Jahr 2019 stillgelegt werden. Das ermittelten
Ökoinstitut und Prognos vergangenes Jahr im Auftrag des WWF. Auch bei
jedem anderen Ausstiegsszenario wird Jänschwalde als erster Lausitzer
Kraftwerksstandort geschlossen. Dennoch hat die Landesregierung bisher
jede konkrete Diskussion über die Zukunft des Standortes nach Ende der
Braunkohle verweigert.



Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde:

Die wichtigsten Hintergründe zum Kraftwerk Jänschwalde (inklusive der
Themen Fernwärme, Ausbildungsplätze und Gipsindustrie) hat die GRÜNE
LIGA in einem Hintergrundpapier zusammengestellt, das hier abrufbar
ist:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

Zitiertes Gutachten:

Öko-Institut/Prognos: Zukunft Stromsystem Kohleausstieg 2035, Januar
2017, zu Kraftwerkslaufzeiten im Transformationszenario, hier
abrufbar:

https://zukunft-stromsystem.de/download/ZukunftStromsystem_Kohleausstieg2035_Langfassung_de.pdf



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 20 Millionen
Menschen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 28.09.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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REZENSION/703: Gerhard Feldbauer - Die Strategie Palmiro Togliattis (SB)


Gerhard Feldbauer



Die Strategie Palmiro Togliattis während und nach der Befreiung
Italiens vom Faschismus




In Deutschland und anderen Ländern Europas treibt die erstarkende
Rechte in den Parlamenten die politische Gegnerschaft vor sich her,
besetzt mit ihren Aufmärschen die Straße und macht Hetzjagd auf
Minderheiten, die ins Visier ihrer Feindbildproduktion geraten. Die
Parteienlandschaft driftet nach rechts, wo ihre reaktionärsten
Fraktionen und Teile der Geheimdienste rechtsextremistische Umtriebe
protegieren. Nationalismus, Rassismus und Sozialdarwinismus feiern
Hochkonjunktur, der Ausbau repressiver Staatlichkeit führt die Rechte
an der langen Leine und schleift die erodierende Linke. Eine
gespaltene, konkurrenzgetriebene und entsolidarisierte Gesellschaft
entsorgt den Nährboden menschlichen Zusammenhalts. Die ökonomische,
ökologische und soziale Krise befördert und befeuert aggressivste
Überlebenskämpfe in lokalen Schmelztiegeln und globalen Feldzügen.

Angesichts dieses Szenarios stellt sich für die schrumpfende Linke
abermals, doch auf innovative Weise und in aller Schärfe die
Bündnisfrage an einem historischen Scheideweg. In die Isolation
getrieben schwindet sie zur Bedeutungslosigkeit. In Anbiederung an
bürgerliche Ideologien und Pfründe reißt sie eigenhändig ihre Wurzeln
aus. Wer sich mithin aufs äußerste gefordert sieht, zwischen Scylla
und Charybdis zu navigieren, kann jede Hilfe gebrauchen, so auch jene
Lehren, die aus der Geschichte zu ziehen wären. Die vielzitierte
Blaupause wird man dabei allerdings nicht finden, zumal sich die
vermeintliche Zwangsläufigkeit und Folgerichtigkeit der Ereignisse
lediglich in der Rückschau so darstellt. Empfehlenswert ist indessen
Gerhard Feldbauers Herangehensweise, der in seinem Vorwort anmerkt, er
habe auch den eigenen Erkenntnisstand auf den Prüfstand gestellt und
erhebe keinen Anspruch auf einzig maßgebliche Erkenntnisse. Sie seien
vielmehr als Anregung für das fortgesetzte Nach- und Durchdenken der
Problematik zu sehen, in die noch weitere Aspekte einfließen könnten
und auch müßten.

Der Autor, langjähriger Korrespondent in Italien und Vietnam,
habilitiert in italienischer Geschichte und aus persönlichem Erleben
mit den dortigen Verhältnissen vertraut, gehört zu den renommiertesten
Experten auf diesem Gebiet. [1] Er entschlüsselt Geschichte als
Klassenauseinandersetzung und verweigert sich einer Historie der
Sieger, wenn er in den Kämpfen der Resistenza Errungenschaften
ausweist, wie man sie vordem für unmöglich erachtet hatte und die von
einem Konter reaktionärer Interessen in Italien selbst wie seitens der
Alliierten im Keim erstickt wurden, bevor sie zum Fanal auch für
andere westliche Länder heranreifen konnten. Was er für die
Kriegsjahre analysiert, als Höhenflug und Niederlage der italienischen
Linken vor Augen führt, erlangt insofern Bedeutung weit über die
dargestellte historische Epoche hinaus, als dies dazu beitragen
könnte, Fehlentscheidungen und insbesondere den Rückfall hinter
frühere Positionen selbstkritisch auszuwerten und in Übertragung auf
die heutigen Verhältnisse fruchtbar zu machen.

Palmiro Togliatti, Mitbegründer und in Nachfolge Antonio Gramscis
Generalsekretär der IKP, steht als Schlüsselfigur für die Strategie
der Kommunistischen Partei Italiens jener Jahre, die auf dem Höhepunkt
ihres Einflusses stärker als jede andere in Westeuropa war. Als
Architekt der "Wende von Salerno" schuf er am 22. April 1944 mit dem
Eintritt der IKP in die Badoglio-Regierung die Voraussetzungen für
eine gemeinsame Front im nationalen Befreiungskampf und legte diesen
auf einen antifaschistischen Kurs fest. Ende April 1945 herrschte nach
der Niederwerfung des Faschismus eine revolutionäre Situation, die von
einer Erschütterung der ökonomischen, politischen und militärischen
Macht des italienischen Imperialismus wie auch einer gut organisierten
Arbeiterklasse mit einer breiten Massenbasis und einer halben Million
bewaffneter Kämpfer gekennzeichnet war. Der IKP-Flügel um Luigi Longo
forderte vergeblich den Kampf gegen den inneren Feind und die
Umsetzung des parlamentarischen Kampfes mit Massenaktionen ein. Die
IKP-Führung um Togliatti ließ die Entwaffnung der Partisanen zu,
beendete die Verfolgung der Regimeverbrecher und erkannte die unter
Mussolini geschlossenen Lateranverträge an. Die nach dem Sieg der
Resistenza vorhandene Ausgangsposition wurde preisgegeben, die
Restauration der Kapitalherrschaft nahm ihren Lauf.

Feldbauer zeichnet die wesentlichen Etappen der Entwicklung vom Sturz
Mussolinis am 25. Juli 1943 bis ins Jahr 1946 dezidiert nach und
analysiert, wie es zu dieser in Westeuropa beispiellosen
revolutionären Situation gekommen war und auf welche Weise sie bald
darauf Zug um Zug wieder verlorengegeben wurde. So führt er aus, daß
Stalin bereits nach dem faschistischen Überfall auf die UdSSR die
Parteien der Komintern mit Blick auf die Schaffung einer
Antihitlerkoalition angewiesen hatte, die Frage der sozialistischen
Revolution nicht aufzuwerfen. Am 21. Mai 1943 wurde unter Vorsitz
Georgi Dimitroffs der Beschluß zur Auflösung der Komintern gefaßt, um
gegenüber den westlichen Partnern zu unterstreichen, daß die KPdSU im
Kampf gegen den Faschismus keine sozialistischen Ziele in anderen
Ländern verfolgte. Als Palmiro Togliatti am 27. März 1944 aus der
langjährigen Emigration in Moskau nach Italien zurückkehrte, hatte er
das weitere Vorgehen zuvor eng mit Stalin abgestimmt.

Zugleich orientierte er sich aber auch an Antonio Gramscis
Ausführungen zur Bündnispolitik gegen den Faschismus, der zufolge zur
Bildung einer breiten Front Kompromisse unabdingbar seien, die jedoch
die eigenen Prinzipien nicht in Frage stellen dürften. Mit der "Wende
von Salerno", dem Eintritt der Kommunisten und Sozialisten gemeinsam
mit den bürgerlichen Oppositionsparteien in die Regierung Pietro
Badoglios, verwirklichte die Partei unter ihrem Vorsitzenden Gramscis
Konzept eines "Historischen Blocks" und schuf eine nationale
Kriegskoalition gegen die Mussolini-Faschisten und die deutsche
Wehrmacht. Damit leistete die IKP im internationalen Sinne einen
historischen Beitrag zur Antihitlerkoalition und setzte auf nationaler
Ebene die Vorstellungen Gramscis auf schöpferische Weise zunächst sehr
erfolgreich um. Die Durchsetzung der Konzeption Togliattis stärkte die
IKP als mehrheitlich anerkannte führende Kraft der Resistenza, schloß
die Reihen der antifaschistischen Einheitsfront und erweiterte ihre
Massenbasis in den Industriebetrieben Norditaliens.

Als entscheidendes Manko sollte sich jedoch erweisen, daß unter
Überbetonung der nationalen Einheit die ursprüngliche Kernforderung
nach Schaffung einer sozialistischen Gesellschaft zunehmend an den
Rand rückte und bei wegweisenden Abkommen mit bürgerlichen Kräften
überhaupt nicht mehr auftauchte. Weder griff die IKP die Forderung
nach einer Volksregierung auf, noch entwickelte sie eine klare
Strategie für die Zeit nach dem Sieg über den Faschismus. Wenngleich
das Befreiungskomitee im April 1945 über einen enormen Einfluß
verfügte, verstrich die bis zum Spätherbst des Jahres anhaltende
revolutionäre Situation, ohne daß eine grundlegende Veränderung der
gesellschaftlichen Verhältnisse herbeigeführt worden wäre.

Obgleich die deutsche Okkupation einem erbarmungslosen
Vernichtungskrieg gegen die Bevölkerung glich, waren die
Partisanenverbände so erfolgreich, daß die Wehrmacht schon Anfang 1944
15 Divisionen gegen sie einsetzte. In befreiten Zonen regierte sich
die Bevölkerung in enger Zusammenarbeit mit den Partisanen selbst,
worin die IKP eine Schule menschlicher Verbrüderung und ein Modell für
den italienischen Staat sah. Dies rief die Eliten aus Wirtschaft,
Kurie und Politik auf den Plan, eine Nachkriegsordnung nach dem Muster
ihrer angestammten Herrschaft sicherzustellen. Auch den Westalliierten
war daran gelegen, die Partisanen zu zügeln, ehe deren
gesellschaftsverändernde Bestrebungen um sich greifen konnten. Um die
Sowjetunion zu schwächen, verzögerten sie die Eröffnung einer zweiten
Front wie auch den Vormarsch in Italien. Im Herbst 1944 riefen sie die
Partisanen sogar dazu auf, im Winter nicht mehr zu kämpfen und ihre
Verbände aufzulösen, was diese jedoch nicht befolgten.

Am 7. Dezember 1944 wurde das Römische Protokoll unterzeichnet, das
die offiziellen Beziehungen zwischen der Resistenza und den
angloamerikanischen Alliierten regeln sollte. Die Befreiungskomitees
wurden zwar als Regierungsorgane anerkannt, doch endete diese kurze
Phase mit dem Eintreffen der US-Truppen. Im Frühjahr 1945 zeugte der
weithin befolgte Aufruf zum Generalstreik und der bewaffnete Aufstand
in zahlreichen Städten Norditaliens von einer Situation des greifbar
nahen Umbruchs. Gegen den Willen der noch nicht eingetroffenen
US-Amerikaner eröffneten die Partisanen eine letzte Offensive und
zwangen die verbliebenen deutschen Verbände zur Kapitulation. Sie
nahmen Mailand ein, etablierten Kriegsgerichte, urteilten führende
Faschisten ab und führten Hinrichtungen durch, darunter auch jene des
auf der Flucht gefangengenommenen Mussolini.

Mit Blick auf die Nachkriegsordnung warnte die Gruppe um Luigi Longo
und den für Militärfragen zuständigen Pietro Secchia, unterstützt von
den Partisanen der IKP, vor Spaltungsversuchen reaktionärer Kräfte
innerhalb und außerhalb Italiens und forderte eine sozialistische
Ausrichtung, der mit Massenaktionen Nachdruck verliehen werden sollte.
Es setzte sich jedoch eine von Togliatti angeführte Gruppe der
IKP-Führung durch, die den parlamentarischen Weg im Bündnis mit
großbürgerlichen Kräften einschlug. Wenngleich die Briten und
Amerikaner in dieser Phase des Krieges kaum eine offene militärische
Konfrontation mit den italienischen Partisanen gewagt hätten, ließ
sich Togliatti offenbar von den strategischen Interessen Stalins
leiten, der den erreichten Einflußbereich sichern und die
Zusammenarbeit mit den Westalliierten fortsetzen wollte.

So vermied die IKP die Konfrontation mit der Konterrevolution,
mobilisierte die Massen nicht und beendete de facto die
Errungenschaften der freien Zonen. Sie fügte sich in eine
Amnestie der "nationalen Versöhnung" und stimmte einer Sanktionierung
der Lateranverträge zu, was der gestärkten katholische Kirche in der
Folge einen antikommunistischen Kreuzzug ermöglichte. Im Herbst 1945
war weder die Macht des Kapitals beschnitten noch der Großgrundbesitz
beseitigt, und selbst die Möglichkeit, auf demokratische Veränderungen
Einfluß zu nehmen, nahm deutlich ab. Die von Kommunisten und
Sozialisten angeführte Resistenza hatte mit Unterstützung weiter Teile
der Bevölkerung Errungenschaften erkämpft, die mit der Ausrichtung auf
eine Regierungsbeteiligung im Parlamentarismus verlorengingen.

Togliatti hatte bei der Konzipierung der IKP-Politik große
theoretische Leistungen vollbracht und diese mit bemerkenswerter
taktischer Begabung in Gestalt der antifaschistischen
Einheitsregierung umgesetzt. Diese prägte jedoch seine weitere Haltung
zu den großbürgerlichen Kräften im Rahmen der Bündnispolitik
nachhaltig, so daß er in einer wegweisenden Phase der
Nachkriegsordnung Kompromisse schloß und die Tragweite der
Zugeständnisse oftmals verschwieg oder verharmloste. Im Oktober 1946
räumte er ein, daß es keine Mobilisierung der Partei gegeben habe und
die günstige Ausgangsposition nach dem Sieg der Resistenza nicht
genutzt worden sei. Dabei negierte Togliatti jedoch, daß Longo und
Secchia frühzeitig gewarnt und die außerparlamentarische Kraft der
Partei angemahnt hatten.


Fußnote:

[1] Siehe dazu:
REZENSION/583: Gerhard Feldbauer - Wie Italien unter die Räuber fiel (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar583.html

REZENSION/631: Gerhard Feldbauer - Die Resistenza (Geschichte) (SB)

www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar631.html

REZENSION/678: Gerhard Feldbauer - Geschichte Italiens (SB)

www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar678.html
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MELDUNG/949: "Hart Backbord! Deutschland ist keine Alternative" - 500 Menschen demonstrieren in Hamburger (NIKA HH)


NIKA - Nationalismus ist keine Alternative

Pressemitteilung vom 3. Oktober 2018

"Hart Backbord! Deutschland ist keine Alternative" - 500 Menschen
demonstrieren in der Hamburger Innenstadt



Zum "Tag der deutschen Einheit" am 3. Oktober 2018 hatte das
Antifa-Bündnis "Nationalismus ist keine Alternative" zur Demonstration
aufgerufen. Diesem Aufruf folgten 500 Antifaschistinnen und Antifaschisten.

Julia Ervin, die Pressesprecherin des Bündnisses, zeigte sich zufrieden:
"Wir haben heute gemeinsam mit vielen Menschen auf der Straße gezeigt,
dass Nazi sein heißt Probleme zu kriegen. Doch auch die großen
Volksparteien von CDU / CSU, über die SPD, bis hin zu den Grünen, sind
Teil des Problems. Denn es sind SPD und CDU, die die autoritäre
Formierung mit Asylrechtsverschärfungen und neuen Gesetzen vorantreiben,
während sie im Bundestag große Reden gegen die AfD schwingen."

Zur Auftaktkundgebung ab 13 Uhr auf dem Heidi-Kabel-Platz erklärten die
Veranstalterinnen und Veranstalter, dass ihr Protest sich auch gegen die
monatlichen "Merkel muss weg"-Kundgebungen richtet, die in Hamburg seit
einiger Zeit von AfD und Neo-Nazis organisiert werden.

Während der ersten Zwischenkundgebung an der Kurt-Schuhmacher-Allee, bei
der SPD-Zentrale, wurde unter anderem die tragende Rolle dieser Partei
bei den Asylrechtsverschärfungen thematisiert. Zwei weitere
Zwischenkundgebungen der Demonstration waren vor der AfD-Zentrale und
beim Verfassungsschutz. Hier wurde unter anderem der Antifeminismus der
AfD problematisiert, sowie die Forderung "Verfassungschutz auflösen"
gestellt.

Auch die bundesweiten neuen Polizeigesetze, die schärfsten seit 1945,
wurden kritisch beleuchtet.

Die kraftvolle Demonstration endete gegen 15:30 Uhr am Gänsemarkt, dem
Ort, an dem Anfang des Jahres die ersten "Merkel-muss-weg"-Kundgebungen
stattgefunden hatten.

Ervin: "Wir werden wiederkommen, spätestens am 7. November werden wir
wieder gemeinsam gegen den Rechtsruck auf die Straße gehen.
Und wir wissen: Die AfD ist nur ein Teil des Problems. Wenn wir
eine solidarische Gesellschaft wollen, müssen wir auch über Alternativen
zum Kapitalismus nachdenken. Und gemeinsam für die Verbesserung unseres
Lebens kämpfen".

Weitere Informationen unter:

www.hamburg.nika.mobi

 * 

Quelle:

NIKA Hamburg

E-Mail: nika-hh@nadir.org

Internet: www.hamburg.nika.mobi
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APPELL/126: Bitte helfen Sie, die Zerstörung von Khan al Ahmar zu stoppen, Frau Merkel (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 2. Oktober
2018

Bitte helfen Sie, die Zerstörung von Khan al Ahmar zu stoppen, Frau
Merkel 

Israelisch-Palästinensische Bewegung appelliert vor Jerusalem-Besuch an die
Bundeskanzlerin



Köln/Jerusalem, 2.10.2018. Die israelisch-palästinensische Bewegung
"Combatants for Peace" appelliert an Bundeskanzlerin Angela Merkel, die
drohende Zerstörung des Dorfes Khan al Ahmar zu stoppen.

In einem Offenen Brief vom 2. Oktober bittet sie die Bundeskanzlerin, die
bevorstehenden deutsch-israelischen Regierungskonsultationen zu nutzen, um
sich gegenüber Premierminister Netanyahu für einen Stopp der Zerstörung des
von palästinensischen Beduinen bewohnten Dorfes einzusetzen.

Die Zerstörung von Khan al Ahmar würde nicht nur dutzende Familien aus
ihren Häusern vertreiben. Es würde de fakto eine Teilung der besetzten
palästinensischen Gebiete bedeuten, wenn das Dorf zerstört und die
umliegenden Siedlungen erweitert würden, warnen die Combatants for Peace in
ihrem Schreiben.

Die israelisch-palästinensische Bewegung ist seit Wochen zusammen mit
anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen rund um die Uhr vor Ort in
Khan al Ahmar, um das Dorf vor einer Zerstörung zu schützen.

Die Combatants for Peace sind langjährige Partnerorganisation des forumZFD
in Jerusalem und setzen sich für die Versöhnung beider Völker und ein Ende
der Besatzung ein.



Offener Brief der Combatants for Peace an Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel:

https://www.forumzfd.de/de/media/928

Mehr Informationen:

www.cfpeace.org


forumZFD

Entschieden für Frieden

Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem Weg zum
Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt ein.

Derzeit arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern in
Deutschland sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten und
Südostasien. Seine Akademie für Konflikttransformation bietet einen Lernort
für professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit
Dialogveranstaltungen, Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das forumZFD
aktiv für eine zivile Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des Zivilen
Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über öffentliche und
private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.

www.forumZFD.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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APPELL/125: Bundeswehreinsatz in Syrien und Irak sofort beenden (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 02.10.2018

Bundeswehreinsatz in Syrien und Irak sofort beenden



Berlin/Bonn. - Die Bundesregierung hat heute laut einer Meldung der
Nachrichtenagentur Reuters die Beendigung des Bundeswehreinsatzes in Syrien
für das kommende Jahr beschlossen. Demnach sollen sowohl die
Aufklärungsflüge der deutschen Tornados als auch die Unterstützung für
alliierte Kampfjets durch deutsche Tankflugzeuge eingestellt werden. Die
Bundesregierung plant dem Bericht zufolge jedoch, das Mandat in diesem
Monat durch den deutschen Bundestag bis Oktober 2019 verlängern zu lassen.
Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" fordert seit nun
mehr als zwei Jahren die Beendigung des Bundeswehreinsatzes in Syrien und
sieht für eine weitere Verlängerung des Mandats keinen Anlass. "Die
Entscheidung ist längst überfällig und muss sofort umgesetzt werden",
erklärt Campaignerin Kathi Müller und ergänzt: "Der IS, dessen Bekämpfung
Grundlage des Mandats war, ist militärisch weitestgehend zurückgedrängt, es
gibt keinen Grund dafür, deutsche Soldat*innen und Flugzeuge weiterhin in
Syrien zu stationieren." Zudem entfällt mit dem militärischen Sieg über den
IS in Syrien die, ohnehin umstrittene, völkerrechtliche Argumentation für
den Koalitionseinsatz, wie der wissenschaftliche Dienst des Bundestages in
einem Gutachten vom 28.06.2018 festgestellt hat.

Nach Jahren des Krieges in Syrien und dem Irak, z.T. unter militärischer
Beteiligung Deutschlands, leidet die Bevölkerung schwer unter der durch
Krieg und Sanktionen zerstörten Wirtschaft. Massenarbeitslosigkeit, Armut,
Dürre und oft fehlender Zugang zu sauberem Trinkwasser erschwert die
Situation der Menschen zudem.

Dem Bericht zufolge soll die Ausbildung irakischer Sicherheitskräfte durch
die Bundeswehr auch im nächsten Jahr weitergeführt werden. Die MACHT
FRIEDEN-Kampagne lehnt diese Entscheidung der Bundesregierung ab: Eine
Ausbildungsmission für Sicherheitskräfte lässt die Ursachen des Konfliktes
außer acht. Schlimmer noch, sie ist aufgrund der mangelnden Legitimierung
und ihrer Bedeutung im Konflikt zwischen den USA und dem Iran geeignet,
bestehende Konflikte weiter anzuheizen und politische Lösungen zu
erschweren. Nicht die Bewaffnung und Ausbildung von Sicherheitskräften,
sondern allein die Förderung von zivilen Maßnahmen zur Überwindung der
sozialen Missstände tragen zu einer dauerhaften Stabilisierung des Iraks
bei. Die Kampagne fordert von den Bundestagsabgeordneten deshalb weiterhin,
zivile Maßnahmen, die die Lebensbedingungen der Menschen vor Ort
verbessern, zu unterstützen, um so die Stabilisierung der Länder zu fördern
und dem Terrorismus seinen Nährboden zu entziehen. Die Kampagne fordert die
Bundesstagsabgeordneten auf, den Einsatz der Bundeswehr in Syrien und dem
Irak noch in diesem Monat zu beenden.


Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird
getragen von 25 Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung,
darunter die IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der
Versöhnungsbund und pax christi. Hier finden Sie mehr Informationen über
die Kampagne und die beteiligten Trägerorganisationen.

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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AUSSICHTEN/8416: Und morgen, den 4. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.10.2018 bis zum 05.10.2018 +++
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Wolkendicht,

regennaß,

trübes Licht,

Jean im Gras.
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GLEICHHEIT/6738: Babylon Berlin" - eine aufwändige Fernsehserie über die 1920er Jahre


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Babylon Berlin", eine aufwändige Fernsehserie über die 1920er Jahre

Von Sybille Fuchs

21. März 2018



"Zu Asche, zu Staub ...", Berlin 1929, ein Sündenbabel, eine zerrissene
Gesellschaft, die sich zu Tode amüsiert, ein Tanz auf dem Vulkan vor dem
Hintergrund sich zuspitzender Klassen- und Straßenkämpfe. Die Schrecken des
Ersten Weltkriegs werden verdrängt, sind aber keineswegs vergessen, die
kriegsversehrten Krüppel sind allenthalben sichtbar, die vom Krieg schwer
traumatisierten "Zitterer" versuchen ihr Gebrechen durch Opiate zu
betäuben, mit denen Gangster ihre Geschäfte machen. Militärs und
Industrielle arbeiten illegal am Erstarken der Reichswehr.

So präsentiert sich Berlin in der Fernsehserie "Babylon Berlin", die seit
Oktober letzten Jahres im Bezahlsender Sky zu sehen ist. Es handelt sich um
die bislang wohl teuerste deutsche Fernsehproduktion.

Obwohl sie mit Geld der öffentlich rechtlichen ARD produziert wurde, wird
sie dort erst im Spätherbst dieses Jahres zu sehen sein. Sie erhielt
bereits den deutschen Fernsehpreis 2018 und wurde dabei gleich in mehreren
Disziplinen ausgezeichnet. Seit dem letzten Jahr ist sie über Sky schon
einem internationalem Publikum, darunter auch Zuschauern in den USA
zugänglich. Für die Regie und das Drehbuch zeichnet ein Team bekannter
Regisseure, Tom Tykwer, Achim von Borries, und Hendrik Handloegten,
verantwortlich. Bisher existieren 16 Folgen, denen jedoch vermutlich
weitere folgen werden.

Die Goldenen Zwanziger Jahre

Die Handlung spielt in Berlin am Ende der sogenannten Goldenen Jahre der
Weimarer Republik. Es sind die wenigen Jahre einer gewissen Erholung der
Wirtschaft, ermöglicht durch die Kredite des Dawes Plans und die
Abmilderung der Zahlungsbedingungen für die Reparationen nach dem
Versailler Vertrag. Aber der Börsencrash am Schwarzen Freitag wird nur
wenige Monate später die Weltwirtschaftskrise auslösen.

"'Babylon Berlin' ist ein breit angelegter, facetten- und figurenreicher
Polizeifilm in historischem Kontext, der auf verblüffende Weise die
deutsche und europäische Gegenwart spiegelt." So definiert der Regisseur
Tom Tykwer den Anspruch der Serie. Aber wird das aufwendige Spektakel dem
gerecht?

Mit gewaltigem Aufwand wird versucht, in der Szenografie historische
Authentizität zu erzeugen. Gedreht wurde an über 300 Orten. Das Rote
Rathaus diente als "Rote Burg", die Polizeizentrale. Ganze Berliner
Straßenzüge oder Plätze wurden entweder im Studio nachgebaut oder dem
damaligen Zustand entsprechend retuschiert. Unzählige Oldtimer fahren durch
die Straßen, vorbei an Bettlern, Arbeitslosen und Passanten, die eilig
ihren Geschäften nachgehen. Nicht nur die Hauptdarsteller tragen der
damaligen Mode exakt nachempfundene Kostüme, sondern auch die vielen
tausend Komparsen.

Die legendäre rauschhafte Atmosphäre der Goldenen 20er wird mit gewaltigem
Aufwand an Kostümen und hervorragendem Soundtrack erzeugt. Die Musik, ein
Mix aus Charleston, Jazz, Swing und Chansons im Stil der Zwanziger passt
hervorragend zur Tanz-auf-dem-Vulkan-Stimmung. Noch lange klingt einem das
"Zu Asche zu Staub" 1 der Swetlana Sorokina alias Nikoros (Severija
Janušauskeitė) im Ohr.

All das zieht den Zuschauer hinein in den Strudel der Ereignisse. Aber war
das die ganze Wahrheit im damaligen Berlin? Ein Verständnis, warum die
Weimarer Republik scheitern musste, kann die Serie nicht wecken. Dazu
bleibt sie zu sehr Klischees verhaftet. Die wirklichen Ursachen, weshalb
kurze Zeit später die Nazis an die Macht kommen konnten, bleiben unscharf
oder werden sogar falsch dargestellt. Auch die Bezüge zur Gegenwart bleiben
daher recht oberflächlich.

Die Gesellschaft 1929 ist gespalten. Auf der einen Seite amüsieren sich
Reiche und Neureiche, Boheme und Halbwelt in Nachtclubs, Bars, Cabarets und
vornehmen Restaurants, Pornokinos und Bordellen. Auf der anderen Seite
herrschen bittere Armut, Arbeitslosigkeit, Prostitution und die soziale Wut
der Arbeiterklasse kocht. Politisch herrschen noch Sozialdemokraten und
bürgerliche Parteien in einer Großen Koalition unter dem Reichskanzler
Hermann Müller (SPD), aber die Nationalsozialisten stehen in den
Startlöchern. Großindustrielle, Monarchisten und Reichswehroffiziere wollen
Deutschland wieder zur imperialistischen Großmacht machen.

Im Zentrum der Serie, die sich sehr frei auf den historischen Kriminalroman
"Der nasse Fisch" von Volker Kutscher stützt, stehen der aus Köln nach
Berlin versetzte Kriminalkommissar Gereon Rath (Volker Bruch) und die junge
Berlinerin Charlotte Ritter (Liv Lisa Fries), die versucht, sich aus einem
verarmten proletarischen Milieu hochzuarbeiten und ihre Familie über Wasser
zu halten: Tagsüber durch Sekretariatsarbeit im Polizeipräsidium und nachts
als Gelegenheitsprostituierte in dem angesagten Vergnügungspalast Moka
Efti, dessen Chef ein Armenier (Mišel Matičević) ist, der die organisierte
Krimimalität beherrscht. Zwischen Rath und ihr bahnt sich eine Beziehung
an, die aber in den bisherigen Folgen vor allem auf Hindernisse stößt.
Beide Darsteller sind in der Lage, die komplizierten Stadien dieser
Beziehung, die sich hinter ihrer beruflichen Zusammenarbeit entwickelt, auf
wunderbare Weise anzudeuten.

Raths Gegenspieler ist der Oberkommissar Bruno Wolter (hervorragend
gespielt von Peter Kurth). Er ist Chef der Sittenpolizei und
Verbindungsmann zur Schwarzen Reichswehr. In der Person Wolters vereinen
sich der liebevolle Ehemann und Kinderfreund mit dem brutalen
Scharfschützen und korrupten Sittenbullen, der auch zu eiskaltem Mord
bereit ist, wenn es darum geht, seine Aktivitäten für die Wiederherstellung
von Deutschlands Größe zu verstecken.

Außer Rath, Ritter, Wolter und zahlreichen anderen fiktiven Personen der
spannend erzählten Handlung treten wie auch im Roman von Kutscher im
Verlauf der Serie eine ganze Reihe historischer Figuren auf.: Darunter der
seinerzeit berühmte Kriminalist und Leiter der Berliner Mordkommission
Ernst Gennat ( Udo Samel), der Berliner Oberbürgermeister Gustav Böß
(Detlef Bierstedt), der Reichspräsident Paul von Hindenburg (hintergründig,
jovial präsentiert von Günther Lamprecht), der deutsche Außenminister
Gustav Stresemann (Werner Wölbern) und sein französischer Kollege Aristide
Briand (Rolf Kanies), die sich in einer Aufführung der "Dreigroschenoper"
langweilen und gerade eben noch einem Attentat entgehen.

Anders als in der Buchvorlage taucht immer wieder ein Psychiater auf, der
durch Suggestive Therapie (Hypnose) Traumatisierte wie Rath zu heilen
versucht, indem er sie zurückführt zum Ursprung ihres Traumas, dem Krieg.
Ein Kunstgriff, der mit der Vergangenheit zugleich die reale Gefahr ahnen
lassen soll, die in der Zukunft lauert.

Historisches Unverständnis

Die Darstellung einer historischen Epoche anhand einer fiktiven Geschichte
ist im Film wie in der Literatur ein legitimes Mittel. Auf dem Gebiet des
historische Romans haben hier viele Autoren, von Victor Hugo bis Lion
Feuchtwanger, Herausragendes geleistet. Damit die historische Epoche aber
mehr bleibt als dekorative Kulisse, müssen nicht nur das Ambiente und die
Kostüme stimmen, der Autor muss auch die Klassenbeziehungen und die Politik
der Epoche durchdrungen haben. Hier liegt die größte Schwäche von "Babylon
Berlin".

Am deutlichsten zeigt dies die Schlüsselhandlung der Serie. Eine Gruppe
angeblicher "Trotzkisten" namens "Rote Festung" schmuggelt einen Goldschatz
aus der Sowjetunion, um den in der Türkei exilierten Trotzki zu
unterstützen. Sie begeht terroristische Akte, druckt Aufrufe für die Vierte
Internationale und wird von Angehörigen der sowjetischen Botschaft brutal
durch Maschinengewehrfeuer niedergemäht.

Diese Räuberpistole geht vollständig an der historischen Realität vorbei.
Und dies nicht nur, weil Trotzki über keinen Goldschatz verfügte,
Trotzkisten individuelle Terrorakte grundsätzlich ablehnten und 1929 von
einer Vierten Internationale überhaupt nicht die Rede sein konnte. Letztere
wurde erst 1938 gegründet.

Trotzkis Anhänger in Berlin schmuggelten kein Gold. Sie warfen auch nicht,
wie im Film, mit Messern auf Stalinbilder. Arbeiter wie Anton Grylewicz und
Oskar Hippe kämpften unter schwierigsten persönlichen und politischen
Bedingungen gegen die ultralinke Politik Stalins und seines Statthalters
Ernst Thälmann, der zufolge die Sozialdemokraten Sozialfaschisten. also
dasselbe wie die Nazis waren. Trotzki schrieb aus seinem Exil in der Türkei
zahlreiche Artikel zur Lage in Deutschland. Er trat für eine Einheitsfront
der Kommunisten mit den Sozialdemokraten gegen den Nationalsozialismus ein.
Nichts davon taucht in "Babylon Berlin" auf.

Trotzkis Schriften aus jener Zeit beantworten die Schlüsselfrage der
Weimarer Republik: Wie war es möglich, dass Hitler und seine Nazi-Banden
die Macht übernehmen konnten, ohne dass die beiden großen Arbeiterparteien,
die SPD und die KPD, die über mehrere hunderttausend kampfbereite
Mitglieder und Millionen Wähler verfügten, Widerstand leisteten?

"Babylon Berlin" ignoriert die Arbeiterbewegung und die heftigen Konflikte
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten nicht. Eine Schlüsselepisode
zeigt den Blutmai 1929, als die Berliner Polizei unter der Verantwortung
des Polizeipräsidenten Karl Friedrich Zörgiebel (Thomas Thieme) und des
preußischen Innenministers Carl Severing (beide SPD) ein Massaker an
kommunistischen Arbeitern verübte. Über 30 Demonstranten und unbeteiligte
Anwohner wurden getötet.

Die sozialdemokratische Führung verteidigte die bürgerliche Ordnung mit
äußerster Brutalität - auch und gerade gegen Arbeiter. Doch bei der letzten
Wahl hatte die SPD immer noch 9 Millionen Stimmen erhalten, fast drei Mal
so viel wie die KPD. Die KPD verstand es nicht, die sozialdemokratischen
Arbeiter von ihrer Führung zu lösen und auf ihre Seite zu ziehen. Der
ultralinke Kurs, den die Kommunistische Internationale 1928 auf ihrem
sechsten Kongress eingeschlagen hatte, trieb die sozialdemokratischen
Arbeiter in die Arme ihrer Führung zurück.

Die KPD lehnte eine Einheitsfront gegen die faschistische Gefahr ab und
machte in einigen Fällen sogar gemeinsame Sache mit den Nazis gegen die
SPD. Das lähmte und demoralisierte die Arbeiterbewegung und erlaubte es
Hitler, 1933 die Macht zu übernehmen, obwohl seine Partei in der Krise war
und ihn Millionen Arbeiter hassten.

All das erscheint in der Serie nur bruchstückhaft, zusammenhangslos, ohne
jedes Verständnis der politischen Fragen und Zusammenhänge.

Schwarze Reichswehr

Andere Entwicklungsstränge, wie die illegale Aufrüstung der Reichswehr,
stellt "Babylon Berlin" gelungener dar. Der Versailler Vertrag hatte
Deutschland den Unterhalt von Luftstreitkräften untersagt und die
Landstreitkräfte auf 100.000 Mann begrenzt. Dennoch arbeiteten Freikorps
und hohe Militärs die gesamte Weimarer Republik hindurch daran, das Gebot
zu umgehen. Da werden mit versteckten, überschüssigen Beständen an Waffen,
Munition und Ausrüstungsgegenständen, die nach dem Krieg noch in
erheblichem Umfang vorhanden waren, unterstützt von Großgrundbesitzern auf
deren Gütern geheime Manöver abgehalten.

Die Reichswehrführung will Deutschland um jeden Preis massiv bewaffnen. Im
Film wird deutlich, wie rechte Politiker, alte Seilschaften, reguläre
Offiziere, ehemalige Freikorpsangehörige und Großindustrielle dafür sorgen,
dass riesige Bestände an mordernsten Waffen und Giftgas gebunkert werden.

In Lipezk bei Moskau entsteht illegal eine neue deutsche Luftwaffe. All
dies findet mehr oder weniger unter den Augen der politischen Führung
statt. Auch die SPD, die Wahlen mit Parolen wie "Kinderspeisung statt
Panzerkreuzer" gewonnen hatte, stimmte 1928 unter ihrem Reichskanzler
Hermann Müller im Reichstag für die Bewilligung weiterer Mittel für den Bau
von Panzerschiffen. Bei einer zweiten Abstimmung kurze Zeit später sprach
sich die SPD-Fraktion für eine Beendigung des Projekts aus. Dieser Antrag
erreichte jedoch keine Mehrheit.

In der Fernsehserie wird die illegale Luftwaffe durch einen Journalisten
(Karl Markowics) aufgedeckt. Das erinnert an Carl von Ossietzky, der in der
Zeitschrift Die Weltbühne am 4. März 1929 den Artikel "Windiges aus
der deutschen Luftfahrt" abdrucken ließ. Ihm wurde auf Betreiben der
Reichswehr der Prozess gemacht und er wurde 1931 wegen Spionage zu 18
Monaten Gefängnis verurteilt. Nach seiner Freilassung verhafteten die Nazis
den Pazifisten erneut und bis zu seinem Tod 1938 kam er nicht mehr frei.

Diese Vorgänge und Machenschaften um die Aufrüstung der Reichswehr, die
schließlich auch wesentlich zum Sieg der Nationalsozialisten beitrugen,
werden in "Berlin Babylon" recht eindrucksvoll geschildert. Weil aber
unklar bleibt, warum die mächtige deutsche Arbeiterbewegung, nicht in der
Lage war, die reaktionären Kräfte zu besiegen, und welche Alternative es
gegeben hätte, haftet der ganzen Serie eine pessimistische
Weltuntergangsstimmung an, aus der es keinen Ausweg gab.


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=uekZpkYf7-E
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AUSLAND/8843: Aus aller Welt - 03.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Präsident Putin und Kanzler Kurz setzen Dialog fort

Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz ist nach Rußland gereist. Im
Mittelpunkt der Gespräche mit Präsident Wladimir Putin im
Winterpalast in St. Petersburg stehen Fragen zu den Konflikten in
Syrien und in der Ostukraine. Es ist bereits das vierte Treffen der
beiden Staatsoberhäupter in diesem Jahr. Obwohl die Alpenrepublik
sich den Sanktionen gegen Rußland angeschlossen hat, spricht sich die
Regierung in Wien immer wieder für eine Normalisierung der
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu Rußland aus.
Zahlreiche österreichische Unternehmen sind in der Russischen
Föderation stark engagiert.

3. Oktober 2018
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JUSTIZ/8843: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Toter in Waldfeucht gefunden - Polizei geht von Gewaltverbrechen aus

In Waldfeucht im nordrhein-westfälischen Kreis Heinsberg ist am
späten Dienstagabend die Leiche eines Mannes auf einer Straße
gefunden worden. Aufgrund der Spurenlage gehen die
Ermittlungsbehörden von einem Tötungsdelikt aus. Wie die Aachener
Staatsanwaltschaft mitteilte, handelt es sich bei dem Toten um einen
27jährigen Mann. Nähere Angaben wurden nicht gemacht. Rechtsmediziner
sollen zunächst den Leichnam obduzieren, um die genaue Todesursache
zu klären. Es wurde eine Mordkommission eingerichtet.

3. Oktober 2018
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MILITÄR/8840: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ankara verlegt weitere Truppen nach Idlib

Die türkische Armee verstärkt ihre Truppenpräsenz in der
Rebellenhochburg Idlib im Osten Syriens. Nach Informationen der AFP
traf heute ein weiterer Militärkonvoi in dem Rebellengebiet ein.
Gemäß eines russisch-türkischen Abkommens soll am Rande von Idlib
eine entmilitarisierte Zone eingerichtet werden. Die Dschihadisten
haben bist zum 15. Oktober Zeit, ihre Stellungen zu räumen. Damit
soll eine Militäroffensive gegen das letzte von verschiedenen
Rebellengruppen kontrollierte Gebiet im Bürgerkriegsland abgewendet
werden.

3. Oktober 2018
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POLITIK/8842: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hessischer Unternehmer will für CDU-Vorsitz kandidieren

Vor wenigen Tagen kündigte Bundeskanzlerin Angela Merkel an, auf dem
CDU-Parteitag im Dezember in Hamburg erneut für den Parteivorsitz
kandidieren zu wollen. Nun meldete sich ein Gegenkandidat. Ein
61jähriger Unternehmer aus Hessen, der erst zu Jahresbeginn in die
CDU eingetreten ist, will gegen Merkel antreten. Seine Kandidatur
solle ein Signal sein, daß sich die CDU von innen heraus erneuern
müsse, sagte Andreas Ritzenhoff den Zeitungen der Funke Mediengruppe.
Merkel steht seit 18 Jahren an der Spitze der CDU.

3. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8841: Tragisches und Kurioses - 03.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Personenfähre trieb steuerlos auf der Ostsee

Auf der Fahrt von Kiel nach Klaipeda kam es auf der unter litauischer
Flagge laufenden Ostseefähre "Regina Seaways" offenbar zu einer
Explosion oder einer Verpuffung im Maschinenraum. Durch die starke
Rauchbildung wurde das Löschsystem ausgelöst. Nach Angaben der
Reederei DFDS in Kopenhagen gab es aber kein offenes Feuer. Nach dem
Vorfall trieb das Schiff zeitweise vor der polnischen Küste nördlich
der Danziger Bucht. Wegen des Ausfalls der Hauptmaschine erreichte
die Fähre mit einiger Verspätung aus eigener Kraft ihren Zielhafen.
Es gab keine Verletzten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7926: Aus Forschung und Technik - 03.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



"Mascot" auf Asteroiden Ryugu gelandet

Die deutsch-französische Landeeinheit "Mascot" ist am frühen
Mittwochmorgen sicher auf dem 300 Millionen Kilometer entfernten
Asteroiden Ryugu gelandet. Wie das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) mitteilte, sendete das schuhkartongroße Gerät bereits
erste Signale. "Mascot" soll nun gut 16 Stunden Daten über den
kosmischen Brocken Ryugu sammeln, dann ist das Stromreservoir
erschöpft. An Bord des Landers befinden sich eine Kamera, ein Radiometer, ein
Mikroskop für den nahen Infrarotbereich sowie ein Magnetometer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7939: Aus aller Welt - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Irakischer Präsident Salih ernennt Abdul-Mahdi zum Regierungschef

Das Parlament in Bagdad hat mit großer Mehrheit Barham Salih von der
Patriotischen Union Kurdistans (PUK) zum neuen Präsidenten gewählt.
Inoffiziellen Vereinbarungen zufolge fällt der weitgehend
repräsentative Posten seit der US-Invasion 2003 einem Kurden zu.
Ministerpräsident wird ein Schiit, Parlamentspräsident ein Sunnit.
Auf den 1960 geborenen Salih entfielen 219 von 329 Stimmen. Der
Gegenkandidat Fuad Hussein von der Kurdischen Demokratischen Partei
(KDP) kam auf 22 Stimmen. Die KDP hatte vor der Abstimmung
angekündigt, seine Kandidatur zurückzuziehen. Salih ernannte in
seiner ersten Amtshandlung den 76jährigen Schiiten Adel Abdul-Mahdi
zum geschäftsführenden Ministerpräsidenten und beauftragte ihn mit
der Bildung einer neuen Regierung. Diesem bleiben 30 Tage, um sein
Kabinett vorzustellen.

Das Parlament war bereits am 12. Mai gewählt worden, konnte aber
wegen angeblicher Wahlfälschungen erst Anfang September
zusammentreten. Die von der Verfassung vorgegebene Frist zur Wahl
eines Präsidenten war beinahe abgelaufen. Das Kabinett des
scheidenden Ministerpräsidenten Haidar al-Abadi war nur noch
geschäftsführend im Amt. Die Wahl des Staatsoberhaupts ist eine
Voraussetzung für die Bildung einer neuen Regierung.

Abdul-Mahdi war bereits Finanzminister, Vizepräsident, Ölminister
sowie Mitglied der Baath-Partei, der Kommunistischen Partei im Irak
und des dem Iran nahestehenden Obersten islamischen irakischen Rats.
Der unabhängige Politiker gehört weder dem Block von al-Abadi noch
dem des früheren Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki an.

Salih hat in Großbritannien studiert, Abdul-Mahdi in Frankreich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7898: Medizin und Gesundheitswesen - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr Totgeburten in Europa als gedacht

Die Zahl der Totgeburten in Europa ist deutlich höher als bislang
angenommen. Zu diesem Ergebnis gelangten laut Deutschem Ärzteblatt
britische Forscher um Lucy Smith von der University of Leicester.
Viele Statistiken kommen auf rund ein Drittel niedrigere Zahlen, weil
sie Totgeburten - wie von der Weltgesundheitsorganisation WHO
empfohlen - erst ab der 28. Schwangerschaftswoche als solche zählen.
Die Forscher empfehlen daher, die Schwelle der WHO für
Ländervergleiche mit hohem Einkommen zu senken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7927: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



IGH fordert von Washington Teilrücknahme von Iran-Sanktionen

Der Internationale Gerichtshof (IGH) in Den Haag verlangt von den USA
die sofortige, aber vorläufige Aufhebung eines Teils der gegen die
Islamische Republik Iran verhängten Sanktionen, soweit diese die
Ausfuhr von Medikamenten, medizinischem Material, Nahrungsmitteln und
Agrarprodukten oder den zivilen Luftverkehr im Iran tangieren.
Teheran hatte die einstweilige Verfügung eingeklagt, weil die seit
August geltenden Strafmaßnahmen gegen das zwischen dem Schah-Regime
und den USA geschlossene Freundschaftsabkommen von 1955 verstoßen
könnten. Dieser Punkt muß dem Vorsitzenden Richter Abdulqawi Ahmed
Yusuf zufolge noch geklärt werden. Ein Datum für den Beginn des
Hauptverfahrens wurde nicht genannt. Entscheidungen des obersten
Gerichts der Vereinten Nationen sind zwar verbindlich, können von
diesem aber nicht durchgesetzt werden. Die US-Führung hat bereits
erklärt, daß sie das teilweise Sanktionsverbot des IGH nicht
respektieren wird. Nächsten Monat sollen weitere Strafmaßnahmen der
USA gegen den Iran in Kraft treten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7850: Sprache, Kunst und Medium - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Helgolands Börteboote haben in Berlin festgemacht

Nach ihrer gut einwöchigen und 500 Kilometer langen Fahrt über die
Nordsee, die Elbe hinauf, über Kanäle, die Havel und Spree, haben am
heutigen Mittwoch zehn Börteboote aus Helgoland Berlin erreicht.

Die schlichten offenen Eichenholzschiffe machten am Vormittag in
Sichtweite des Reichstags am Schiffbauerdamm fest. Damit will die
Helgoländer Delegation in der Hauptstadt für die Anerkennung ihrer
etwa zehn Meter langen weißen Holzkähne als immaterielles Unesco
Weltkulturerbe werben.

Laut NDR1 Welle Nord sind die entsprechenden Anträge dafür längst
eingereicht. Die Eigner der elf von einmal 20 Börtebooten kämpfen um
das 200 Jahre alte, inzwischen jedoch aufgeweichte Privileg, als
einzige die Touristen von und nach den auf Reede liegenden
Seebäderschiffen bringen zu dürfen.

Inzwischen legen die modernsten Seebäderschiffe sowie Katamarane 
direkt im Hafen an. Den Reedereien ist der umständliche 
Zwischenschritt beim Landgang ein Dorn im Auge. Auch wenn es nie zu 
Unfällen gekommen ist, argumentieren sie mit dem tatsächlich nicht von 
der Hand zu weisenden Unsicherheitsfaktor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7917: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland hat Syrien mit S-300 beliefert

Rußland hat die syrischen Streitkräfte mit dem Raketenabwehrsystem
S-300 beliefert. Die Ausbildung syrischer Soldaten an dem System wird
drei Monate dauern. Das berichtete der russische
Verteidigungsminister Schoigu bei einer Sitzung des Sicherheitsrats
am Dienstag in Moskau. Die Lieferung umfaßt vier Startrampen. Dazu
wurden die Fähigkeiten der Elektronischen Kampfführung erheblich
ausgeweitet. Bislang verfügten die Truppen von Präsident Assad nur
über das veraltete Raketenabwehrsystem S-200. Damit hatten sie am 17.
September versehentlich eine russische Iljuschin Aufklärungsmaschine
beim Landeanflug auf den russischen Stützpunkt Hmeimim in der Provinz
Latakia abgeschossen, obwohl sie vier angreifende israelische
Kampfflieger F-16 treffen wollten, welche sich hinter der Il-20 in
Deckung gebracht hatten. Dabei waren 15 russischen Soldaten getötet
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7931: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament verabschiedet Verordnungsentwurf zur CO2-Reduktion

Das Europäische Parlament hat am Mittwoch für einen
Verordnungsentwurf gestimmt, der unter anderem europaweit eine
Reduzierung der Grenzwerte für den CO2-Ausstoß von Autos um 40
Prozent gegenüber dem Stand von 2020 vorsieht. Den Autoherstellern
soll eine Umsetzungsfrist bis zum Jahr 2030 eingeräumt werden. Bis
dahin sollen die Autokonzerne mindestens 35 Prozent Autos mit
geringem oder keinem CO2-Ausstoß verkaufen. Das Parlament geht mit
seinem Vorschlag über den der Kommission hinaus, die eine Reduzierung
um 30 Prozent vorgesehen hatte. Dieser Vorschlag wird von der
Bundesregierung unterstützt, die sich damit über Forderungen des
Bundesumweltministeriums hinwegsetzt. Den Autoherstellern sind die 30
Prozent schon zu hoch angesetzt. Die Umweltschutzorganisation BUND
hält 60 Prozent bis 2030 für technisch machbar und vor allem
klimapolitisch erforderlich. Das EU-Parlament wird seine Vorschläge
mit den Mitgliedstaaten abstimmen müssen. Voraussichtlich werden sich
die EU-Umweltminister am Dienstag nächster Woche auf entsprechende
Positionen verständigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7900: Tragisches und Kurioses - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutscher mußte Adria-Wasser in Italien lassen

Mit einem ungewöhnlichen Fall mußten sich Polizisten im Adria-Hafen
Triest auseinandersetzen. Ein Anwohner hatte beobachtet, wie der
Fahrer eines Tankwagens mit deutschen Kennzeichen Wasser aus dem Meer
pumpte. Der Augenzeuge fand das nicht in Ordnung und alarmierte die
Polizei. Die Beamten wußten selbst nicht so genau, was zu tun sei, und
wandten sich an die Hafenmeisterei.

Laut Tiroler Tageszeitung hatte der 48jährige Deutsche angegeben, das
Wasser für sein Aquariengeschäft in Bayern zu brauchen, das er in 
Vierundzwanzigtausendlitertanks pumpte. Der Hafenmeister legte eine 
alte Seefahrtsverordnung, die die Entnahme von Kies, Salz, Algen oder
"andere Materialien" aus dem Meer ohne Genehmigung untersagt, als
Diebstahl aus. Entsprechend mußte der Bayer das Wasser zurückkippen
und obendrein ein Bußgeld von 1549 Euro zahlen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7928: Arbeit, Soziales und Familie - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Massenprotest in München gegen Rechts

In München haben am Mittwochmittag rund 40.000 Menschen unter dem
Motto "Jetzt gilt's! - Gemeinsam gegen die Politik der Angst" gegen
die Verschärfung des Polizeirechts und andere Entwicklungen der
Gesellschaft nach Rechts wie Videoüberwachung und Abschiebungen von
Flüchtlingen in Kriegs- und Krisengebiete protestiert. Zu der
Kundgebung hatten das Bündnis gegen das bayerische
Polizeiaufgabengesetz (noPAG) und die Organisatoren der
#ausgehetzt-Demonstration von Ende Juli aufgerufen. Mehrere
Organisationen und Parteien schlossen sich an. Die Polizei hatte nur
21.000 Teilnehmer der Protestkundgebung gesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7909: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Katzen keine große Hilfe beim Kampf gegen Ratten

Katzenfreunde aufgepaßt. Wer der Kritik, daß Katzen eine Gefahr für 
die Vogelwelt sind, entgegnen will, daß sie immerhin beim Kampf gegen 
Ratten hilfreich sind, sollte sich ein anderes Argument suchen. 
US-Forscher der Fordham University haben
nämlich festgestellt, daß ihr Nutzen dabei bestenfalls marginal ist.
Beobachtungen von Rattenkolonien per Videokamera, in deren Nähe sich
regelmäßig verwilderte Katzen aufhielten, sollen dpa zufolge gezeigt
haben, daß innerhalb von 79 Tagen, an denen Katzen vor Ort waren,
diese nur zwei Ratten töteten. Dabei bestand die Rattenkolonie aus
120 bis 150 Tieren. Die Forscher schlossen daraus, daß die
durchschnittlich 330 Gramm schweren Wanderratten nicht zur
bevorzugten Beute von Katzen zählen. Statt dessen jagen Katzen
üblicherweise Vögel und Mäuse, die deutlich leichter zu fangen und
nicht so wehrhaft sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7916: Märkte und Finanzen - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland und Saudi-Arabien wollen mehr Erdöl fördern

Rußlands Präsident Putin und Saudi-Arabiens Energieminister
al-Falih haben auf einer Konferenz in Moskau eine Ausweitung der
Ölproduktion ihrer Länder angekündigt. Putin hält den Ölpreis von
zuletzt 85 Dollar pro Faß für zu hoch. Der Preis war unter anderem
wegen des von den USA gegen den Iran verhängten Sanktionsregimes und
des wirtschaftlich in die Knie gezwungenen Venezuelas auf ein
Vierjahreshoch gestiegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7932: Aus Forschung und Technik - 03.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsch-französische Sonde landet auf Asteroiden Ruygu

Nachdem die japanische Weltraumagentur Jaxa mitgeteilt hat, mit der
Sonde Hayabusa 2 beim Asteroiden Ruygu angekommen zu sein und zum
Teil spektakuläre Aufnahmen von dem Himmelskörper gemacht zu haben,
ist nun das von der Sonde mitgeführte deutsch-französische Landegerät
Mascot auf ihm gelandet. Das erklärte laut afp das Deutsche Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR). Der nur 30 mal 30 mal 20 Zentimeter
große Lander soll nun mindestens 16 Stunden lang Daten sammeln, damit
die Wissenschaft mehr über erdnahe Asteroiden und ihre Beschaffenheit
erfährt. Das könnte dazu dienen, Abwehrmöglichkeiten gegen
kosmische Brocken zu entwickeln, die auf der Erde einzuschlagen
drohen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





RAUMFAHRT/1006: MASCOT landete sicher auf dem Asteroiden Ryugu (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 03.10.2018

MASCOT landete sicher auf dem Asteroiden Ryugu



Der Asteroid Ryugu hat in 300 Millionen Kilometern Entfernung von der Erde
einen neuen Bewohner: Lander MASCOT wurde am 3. Oktober 2018 auf dem
Asteroiden abgesetzt und nahm seine Arbeit auf. Um 3.58 Uhr
Mitteleuropäischer Zeit wurde das Landegerät erfolgreich von der
japanischen Raumsonde Hayabusa2 getrennt. Damit beginnen für das
internationale Team aus Ingenieuren und Wissenschaftler die 16 Stunden, in
denen der Lander mit Messungen auf der Asteroidenoberfläche beginnt. Am Tag
zuvor hatte sich die Sonde Hayabusa2 der japanischen Raumfahrtagentur auf
den Weg in Richtung Ryugu gemacht. In einer Höhe von 51 Metern wurde MASCOT
ausgeklinkt und fiel im freien Fall - langsamer als ein irdischer Fußgänger
- auf sein Ziel, den Asteroiden, zu. Im MASCOT-Kontrollraum am Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) sowie im angrenzenden
Wissenschaftlerraum war die Erleichterung über die erfolgreiche Separation
und die Bestätigung der Landung deutlich spürbar: "Es hätte nicht besser
laufen können", erklärte MASCOT-Projektmanagerin Dr. Tra-Mi Ho vom 
DLR-Institut für Raumfahrtsysteme. "Aus den Betriebsdaten des Landers konnten
wir erkennen, dass er sich von der Raumsonde trennte und nach rund 20
Minuten auf der Asteroidenoberfläche zur Ruhe kam."

Bereits der Moment der Separation gehört zu den Risiken während der
Mission: Wäre MASCOT nicht wie geplant und oftmals getestet ohne Probleme
aus dem Mutterschiff separiert worden, hätte das irdische Team kaum
Möglichkeiten gehabt, dieses Problem zu beheben. Doch alles verlief
reibunglos: Bereits während des Abstiegs auf den Asteroiden schaltete die
Kamera MASCAM ein und nahm 20 Bilder auf, die nun an Bord der japanischen
Sonde gespeichert sind. "Die Kamera funktionierte perfekt", sagt Prof. Ralf
Jaumann, DLR-Planetenforscher und wissenschaftlicher Leiter des 
Kamera-Instruments. "Damit sind dem Team die ersten Bilder der Kamera sicher."
Auch das Team des Magnetometers konnte in den von MASCOT gesendeten Daten
erkennen, dass das Instrument bereits der vor der Separation einschaltete
und Messungen durchführte. "Die Messungen zeigen das relativ schwache Feld
des Sonnenwindes und die sehr starken magnetischen Störungen durch das
Raumfahrzeug", erläutert Prof. Karl-Heinz Glaßmeier von der Technischen
Universität Braunschweig. "Im Moment der Separation erwarteten wir eine
deutliche Abnahme des Störfeldes - und diese wir konnten wir auch deutlich
erkennen."

Schon 20 Minuten nach der Separation kam MASCOT auf der Oberfläche zur
Ruhe. Nun analysiert das Team die Betriebsdaten, die MASCOT zur Erde
sendet, um zu erfahren, was in 300 Millionen Kilometern Entfernung von der
Erde auf dem Asteroiden Ryugu geschieht. Der Lander sollte nun auf der
Asteroidenoberfläche liegen, sich mit seinem Schwungarm im Inneren in die
richtige Position gebracht haben und selbstständig mit den Messungen
beginnen. An Bord befinden sich insgesamt vier Instrumente: eine Kamera
sowie ein Radiometer des DLR, ein Spektrometer des Institut d'Astrophysique
Spatiale sowie ein Magnetometer der TU Braunschweig. Hat MASCOT alle
geplanten Messungen durchgeführt, soll er zu einem weiteren Mess-Ort
hüpfen. So erhalten die Wissenschaftler erstmals Daten von
unterschiedlichen Stellen auf einem Asteroiden. "Mit MASCOT haben wir die
einzigartige Möglichkeit, das ursprüngliche Material des Sonnensystems
unmittelbar auf einem Asteroiden zu untersuchen", betont 
DLR-Planetenforscher Prof. Ralf Jaumann. Mit MASCOTs gemessenen Daten und den
Proben, die Hayabusa2 im Jahr 2020 von Ryugu zur Erde bringt, lernen die
Wissenschaftler nicht nur mehr über Asteroiden, sondern vor allem über die
Entstehung unseres Sonnensystems. "Asteroiden sind sehr ursprüngliche
Himmelskörper."

Über die Mission Hayabusa2 und MASCOT

Hayabusa2 ist eine Weltraummission der japanischen Raumfahrtagentur JAXA
(Japan Aerospace Exploration Agency) zum erdnahen Asteroiden Ryugu. Der
deutsch-französische Lander MASCOT an Bord von Hayabusa2 wurde vom
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelt und gebaut in
enger Kooperation mit der französischen Raumfahrtagentur CNES (Centre
National d'Etudes Spatiales). Die wissenschaftlichen Experimente an Bord
von MASCOT sind Beiträge des DLR, des Institut d'Astrophysique Spatiale und
der Technischen Universität Braunschweig. Betrieb und Steuerung des 
MASCOT-Landers und seiner Experimente erfolgen durch das DLR mit Unterstützung der
CNES und in kontinuierlichem Austausch mit der JAXA.

Das DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen entwickelte federführend
zusammen mit CNES den Lander und testete ihn. Das DLR-Institut für
Faserverbundleichtbau und Adaptronik in Braunschweig war für die stabile
Struktur des Landers zuständig. Das DLR Robotik und Mechatronik Zentrum in
Oberpfaffenhofen entwickelte den Schwungarm, der MASCOT auf dem Asteroiden
hüpfen lässt, und passt dessen Bewegungen mithilfe der neuesten Messungen
von Hayabusa2 an die Eigenschaften von Ryugu an. Das DLR-Institut für
Planetenforschung in Berlin steuerte die Kamera MASCAM und das Radiometer
MARA bei. Überwacht und betrieben wird der Asteroidenlander aus dem
MASCOT-Kontrollzentrum im Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) am
DLR-Standort Köln.


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-30118/#/gallery/32227

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.10.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2326: Welttierschutztag - Bauern rufen Verbraucher zur bewussten Kaufentscheidung auf (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 02.10.2018

Neuland setzt Standards im Tierschutz

Zum Welttierschutztag (4.10.) rufen Bauern zur bewussten
Kaufentscheidung auf.

Von Bundesministerin Klöckner fordern sie Unterstützung beim Umbau der
Tierhaltung



"Damit der notwendige Umbau hin zu einer tierschutzgerechten Haltung von
Schweinen, Geflügel und Rindern gelingt, sind wir alle auch als
Verbraucherinnen und Verbraucher gefordert", sagt Schweinehalter Martin
Schulz. Seit 1995 mästet der Wendländer Schulz seine 850 Schweine nach den
Richtlinien des Neuland-Programms für eine besonders artgerechte
Nutztierhaltung. Die Richtlinien sind gemeinsam von Bauern, Tierschützern
und Umweltschützern entwickelt worden. Denn Träger des Programms sind seit
29 Jahren der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), der
Deutsche Tierschutzbund und die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL).

"Unsere Schweine haben etwa doppelt so viel Platz wie gesetzlich
vorgeschrieben, eine mit Stroh eingestreute Liegefläche ohne Spaltenboden
im Stall und einen Auslauf nach draußen. Das macht es möglich, dass der
Ringelschwanz bei unseren Ferkeln natürlich dran bleibt und nicht gekürzt
wird. Bei uns werden die Ferkel schon seit zehn Jahren nur noch unter
Betäubung kastriert. Außerdem füttern wir gentechnikfrei und verzichten auf
Importfuttermittel wie Soja aus Übersee", erklärt Schulz, der auch
Bundesvorsitzender der AbL ist.

Eine weitere Besonderheit sind die Bestandsobergrenzen. Ein Neuland-Bauer
darf heute z.B. maximal 950 Mastschweine oder 150 Sauen mit Ferkeln halten.
"Wir setzen nicht nur beim Tierschutz Standards, sondern wollen ganz
bewusst auch für bäuerliche Betriebe wirtschaftliche Zukunftsperspektiven
schaffen. Damit das gelingt, bekommen bei uns die Bauern langfristige
vereinbarte Erzeugerpreise, die von den tatsächlichen Kosten einer
tierschutzgerechten Tierhaltung aus berechnet sind", betont Schulz.

Neuland-Fleisch wird bisher vor allem von Fleischerfachgeschäften bzw.
Metzgern und in einigen Großküchen wie Uni-Mensen verkauft. Auch einige
Lebensmitteleinzelhändler bieten Neuland-Waren an. "Je mehr Menschen sich
beim Einkauf bewusst für Premium-Standard entscheiden, desto mehr Bauern
und Metzger können mitmachen", so Schulz.

Auch zur aktuellen Entscheidung der Berliner Koalitionsspitzen, die
betäubungsloste Ferkelkastration zwei Jahre länger zu erlauben, sagt
Schulz: "Wir appellieren an Bundesministerin Julia Klöckner, die Bäuerinnen
und Bauern bei dem anstehenden Umbau der Ställe und Haltungssysteme aktiv
zu unterstützen. Die Betriebe brauchen möglichst schnell Klarheit und
Verlässlichkeit über die rechtlichen Rahmenbedingungen und die zugelassenen
Verfahren. Zudem muss die breite Einführung und Umsetzung zukunftsfähiger
Verfahren durch ein umfangreiches Förderprogramm aktiv vorangetrieben
werden. Nicht zuletzt brauchen wir eine staatliche Tierwohlkennzeichnung,
damit die Verbraucher die Qualität der verschiedenen Label erkennen und
vergleichen können. Die baldige Kennzeichnung ist auch für die Bauern
wichtig, damit sie sich auf die entsprechenden Kriterien einstellen und
zusätzliche Wertschöpfungsmöglichkeiten nutzen können. Wir wünschen uns von
Bundesministerin Julia Klöckner hier mehr Tempo und mehr Klarheit.
Notwendig ist eine ambitionierte Nutztierstrategie", fordert Schulz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





PROPAGANDA/1502: Berlin Ankara - Kochen mit Feuer und Wasser ... (SB)




In kapitalistischen Gesellschaften kommt dem bürgerlichen Liberalismus eine
wichtige Legitimationsfunktion zu. Möchte man sich nicht an sozialen
Widersprüchen abarbeiten und die privatwirtschaftliche Eigentumsordnung unter
allen Umständen aufrechterhalten, dann sind liberale Freiheitspostulate mit
hohem Symbolgehalt Gold wert. Obschon zentrale Achse jeder Marktordnung gilt das
weniger für das Vertragsrecht, das im liberalen Freiheitscredo einen zentralen
Platz einnimmt. Viel bedeutsamer für den öffentlichen Diskurs sind Meinungs- und
Pressefreiheit, sollen doch Arm und Reich gleichermaßen vom Universalismus dieser
bürgerlichen Privilegien profitieren. Das stimmt nur sehr bedingt, solange
partikuläre Interessen die technischen Mittel und Strukturen medialer
Kommunikation kontrollieren, doch das ist der Glaubwürdigkeit der Propaganda
kaum abträglich.

So rühmen sich von krasser sozialer Ungleichheit durchzogene Gesellschaften wie
die der USA und EU gerade anhand dieses Beispiels, Garanten der Freiheit zu sein
und Despoten, denen man aus ganz anderen Gründe zu Leibe rückt, als Feinde
derselben bekämpfen zu können. Will eine Regierung jedoch aus strategischen
Gründen beste Beziehungen zu einem autoritären Herrscher unterhalten, dann
bleiben selbst Meinungs- und Pressefreiheit auf der Strecke der Staatsräson. Das
zeigte der Besuch des türkischen Präsident Recep Tayyip Erdogan in der
Bundesrepublik, dem alle Ehren eines Staatsgastes zuteil wurden, obwohl
maßgeblich auf sein Betreiben hin 168 JournalistInnen in der Türkei im Knast
sitzen, meist wegen des Verdachtes auf Mitgliedschaft in einer terroristischen
Organisation. Dieser Vorwurf wird schon bei kleinen Abweichungen von der
genehmen Linie der Berichterstattung und insbesondere beim Eintreten für Rechte
der kurdischen Minderheit erhoben.

Seit dem Putsch im Juli 2016 wurden 189 Medienunternehmen geschlossen, und etwa
30 Prozent der türkischen JournalistInnen haben ihren Job verloren. Doch der von
der AKP-Regierung erweckte Eindruck, der angeblich von der Gülen-Bewegung
ausgehende Umsturzversuch sei verantwortlich für die massive Unterdrückung der
Medien in der Türkei, trifft nicht zu. Schon im Zeitraum von 2003, dem Beginn
der AKP-Ära, bis 2016 mußten sich rund 11.000 JournalistInnen vor Gericht
verantworten. Allein zwischen 2013 und 2016 wurden 36.000 Presseausweise
nicht erneuert, was die ohnehin gefährliche Arbeit von Presseleuten in der
Türkei praktisch unmöglich macht [1].

Bei der gemeinsamen Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und Präsident
Erdogan wurde der türkische Journalist Adil Yigit aus dem Saal geworfen, weil er
auf seinem T-Shirt auf türkisch und deutsch "Pressefreiheit für Journalisten in
der Türkei" forderte. Er hatte die Aktion geplant, weil er als türkischer
Oppositioneller bei früheren Pressekonferenzen mit Erdogan in Deutschland
niemals das Wort erteilt bekam. Also nahm er es sich selbst und löste damit, daß
er das, was alle im Saal versammelten PolitikerInnen und JournalistInnen wußten,
auf seiner Brust sichtbar machte, einen entlarvenden Eklat aus.

Zwar hatte er damit gegen die Regeln der Pressearbeit bei der Bundesregierung
verstoßen, doch das aus nachvollziehbaren Gründen. Dennoch wurde Yigit nach
Ausziehen des T-Shirts entgegen anderslautenden Zusagen nicht mehr in den
Saal gelassen. Das deutsche Sicherheitspersonal könne ihn dort angeblich nicht
vor Angriffen der Schergen Erdogans schützen, was dazu führte, daß die
Anwesenheit des unbequemen Kritikers vollständig unterbunden werden konnte. [2]

Vor 50 Jahren waren es "Prügelperser", die auf die gegen den iranischen Schah
Reza Pahlevi demonstrierenden StudentInnen mit Holzlatten einprügelten, ohne daß
die Polizei dies verhinderte. Heute bedroht das Sicherheitspersonal Erdogans
KritkerInnen des Despoten, ohne daß die Polizei des Landes, in dem dieser zu
Gast ist, dies unterbindet [3]. Dieser willentlich hingenommene
Souveränitätsverlust ist ein bezeichnendes Zugeständnis an den
Omnipotenzanspruch Erdogans, dem auf diese Weise noch mehr Raum zugestanden
wird, seine repressiven Maßnahmen auch außerhalb der Türkei durchzusetzen. Die
massive Verfolgung der AktivistInnen der türkischen Linken und kurdischen
Freiheitsbewegung in der Bundesrepublik reicht als Morgengabe an den türkischen
Potentaten offensichtlich nicht aus.

Adil Yigit hat die Aktion trotz stets möglicher Abschiebung durchgeführt. Vor
einem Jahr wurde ihm das Aufenthaltsrecht in Deutschland nach 35 Jahren in der
BRD entzogen, was seine Meinungsbekundung zu einem Akt besonderen Mutes macht. 
Zudem stellt das bedrohliche Auftreten militanter türkischer Nationalisten beim
Erdogan-Besuch [3] eine akute Bedrohung aller Oppositioneller türkischer wie
kurdischer Herkunft dar. Da die deutschen und türkischen Behörden im Bereich des
Staatsschutzes eng zusammenarbeiten, ist im Ernstfall kaum Hilfe von der
deutschen Polizei zu erwarten, sondern eher eine Verhaftung mit anschließender
Anklage nach Paragraph 129 b.

Nun reichen sich die Strafverfolgungsapparate beider Staaten nicht mehr nur bei
als terroristisch diffamierten Vereinigungen Oppositioneller die Hände. Auch die
Öffentlichkeitsarbeit gegen die zivilgesellschaftliche und linke Opposition in
der Türkei scheint sie zusehends zusammenzuschweißen, was die Arbeit aller in
der Bundesrepublik arbeitenden JournalistInnen in Frage stellt.


Fußnoten:

[1] https://www.jungewelt.de/artikel/340667.berichten-nach-erdogans-gnaden.html

[2] https://www.nuceciwan1.net/de/2018/09/29/wegen-gefahr-durch-tuerkische-sicherheitsleute-eintritt-verweigert/

[3] https://www.nuceciwan1.net/de/2018/09/29/mafia-als-erdogan-security-in-koeln/
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





GEWERKSCHAFT/293: Die Jugendhilfe muss auch helfen können (ver.di)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 2. Oktober 2018

Bundesweite Aktion am 3. Oktober in Berlin

Die Jugendhilfe muss auch helfen können



Die Beschäftigten der Allgemeinen Sozialen Dienste (ASD) / Regionalen
Sozialen Dienste (RSD) und der freien/privaten Träger der Jugendhilfe haben
heute in einer bundesweiten Aktion in Berlin für eine bessere Ausstattung
und die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen protestiert.

Kinder, Jugendliche und deren Familien haben ein Recht auf Hilfe und
Unterstützung vom Jugendamt. Dies gilt insbesondere in schwierigen
Lebenslagen, in Krisen, wenn es scheinbar nicht mehr weitergeht. Gerade in
Gefährdungslagen ist die intensive Zusammenarbeit mit den Familien
unverzichtbar. Wer in Krisen keinen Kontakt zu Familien herstellen kann,
scheitert als Kinderschützer*in. Kontakt herzustellen, erfordert jedoch
Zeit, um mit den Familien und deren Netzwerken arbeiten zu können. Mehrere
Gespräche mit allen Beteiligten auch zu Hause und auch mit den Kindern
müssen selbstverständlich sein.

Um gut arbeiten zu können, bedarf es besserer Arbeitsbedingungen und einer
ausreichenden Personalausstattung, um der ansteigenden, viel zu hohen
Fallbelastung entgegenzuwirken - und es bedarf einer Jugendhilfe, die
hilft.

Am 14. Mai wurden die Ergebnisse der bundesweiten Studie "Zur Situation des
ASD im Jugendamt: Soziale Arbeit in strukturellen Zwängen" von Prof.
Kathinka Beckmann von der Hochschule Koblenz in Kooperation mit dem
Jugendamt Mitte und der Deutschen Kinderhilfe vorgestellt. Die 
Bottom-Up-Studie ist die erste Studie in Deutschland, die den Status quo in deutschen
Jugendämtern zeigt und mit Vermutungen und Unterstellungen aufräumt. Die
Ergebnisse der Studie zeigen, dass strukturelle Rahmenbedingungen im System
der Kinder- und Jugendhilfe eine professionelle sozialpädagogische Arbeit
behindern.

Bei mehreren Kongressen erarbeiteten die Beschäftigten der Sozialen Dienste
folgende Forderungen:


	Personalsituation und Ausstattung verbessern!

	Zeit und Raum, um Kinder umfassend am Hilfeprozess zu beteiligen

	Supervision (Fall-, Team- und Einzelsupervision) muss gewährleistet sein!

	Eine rechtliche Absicherung durch den Arbeitgeber für die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter bei Strafanzeigen muss gewährleistet sein!

	Die Bezahlung muss sich verbessern!

	Eine Fallobergrenze muss kommen!

	Eine Ombudsstelle für die Fachkräfte muss eingerichtet werden!




GEW, DBSH, Deutsche-Kinderhilfe und ver.di schließen sich den
Forderungen der Sozialarbeiter*innen an und fordern die schnellstmögliche
Umsetzung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06704: Übermüdete Gedanken (SB)


Nachdem das Hauptgeplänkel vorbei ist, auf dem Brett ein kompliziertes
Endspiel steht und die Spieler müde und erschöpft sind von den
vorangegangenen Denkstrapazen, treten nicht selten grobe Fehler auf.
Oft geht dann der ganze errungene Vorteil verloren. Im heutigen Rätsel
der Sphinx hatte der Internationale Meister Toth im Grunde mit Weiß
eine Gewinnstellung erreicht. Sein Mehrbauer wäre bei entsprechend
sinnvollem Vorgehen leicht zu verwerten gewesen. Doch der Italiener
folgte plötzlich einem irritierenden Gespenst und zog nun 1.Tf1-b1?,
was seinem kolumbianischen Kontrahenten Castro erlaubte, die Partie
mit 1...Lg7xe5 2.Tb1xb7 Le5xc3 3.Kg1-f1 - offenbar hatte Toth hier
übersehen, daß 3.Tb7xa7? an 3...Lc3-d4+ mit Turmverlust scheitert -
3...Lc3-e5 4.Tb7xa7 c4-c3 5.Ta7-a8+ Kg8-h7 6.Ta8-c8 Te6-a6 7.Tc8-c5 f7-
f6 8.Lh4-e1 Ta6-a3 9.g2-g4 ins Remis zu retten. Bedauerlich für Toth,
der bis dahin wirklich hervorragend gespielt hatte. Denkfehler wie
1.Tf1-b1? kommen in der Turnierpraxis sehr häufig vor. Oft versäumen
die Spieler einfach, vielleicht ist auch Zeitnot daran schuld,
aufzustehen und frische Luft zu schnappen, ehe der nächste
Partieabschnitt angegangen wird. Nun, Wanderer, wie hättest du das
Endspiel für Weiß siegreich abgeschlossen?






[image: SCHACH-SPHINX/06704: Übermüdete Gedanken (SB)]



Toth - Castro

Rom 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1...g6-g5 hoffte der Nachziehende, seine Rochadestellung auf den
schwarzen Feldern blockieren zu können. Doch war seine Position
bereits derart geschwächt, daß Weiß auf taktischem Wege sein Ziel
erreichen konnte: 2.Sf3xg5! f6xg5 3.Le3xg5 Dd8-c7 4.f5-f6 -
Einschnürung - 4...Lg7-h8 5.Lg7-h6 Dc7-e5 - es drohte 6.Dh4-g5+ mit
sofortigem Gewinn - 6.Lh6xf8 Ta8xf8 7.g4-g5 De5xb2 8.Dh4-h6 Tf8-d8
9.g5-g6! h7xg6 10.Tg1xg6+ Lf7xg6 11.Dh6xg6+ Kg8-f8 12.e4-e5! und
Schwarz gab auf. Er kann seinen König gegen die zahlreichen Drohungen
nicht mehr verteidigen.



Erstveröffentlichung am 4. Oktober 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PORTRAIT/111: Graciano Rocchigiani - Ein Leben auf der Achterbahn ... (SB)




54jähriger bei einem Verkehrsunfall auf Sizilien gestorben

Graciano Rocchigiani, dessen Leben und sportliche Karriere voller
Höhen und Tiefen einer Achterbahnfahrt glich, ist im Alter von 54
Jahren bei einem Verkehrsunfall auf Sizilien gestorben. Laut
italienischen Medien war er am 1. Oktober kurz vor Mitternacht in dem
Ort Belpasso bei Catania auf der mehrspurigen Staatsstraße SS121
unterwegs, als er von einem Smart überfahren wurde. Der Fußgänger sei
sofort tot gewesen. Am Steuer des Wagens soll ein 29jähriger aus
Catania gesessen haben. Der genaue Hergang müsse noch ermittelt
werden. Rocchigiani hinterläßt seine aus Italien stammende
Lebensgefährtin und eine Tochter. [1]

"Rocky" war zweifellos eine der schillerndsten Persönlichkeiten des
deutschen Boxsports. Nach seinen Erfolgen stürzte er oftmals ab, er
verdiente Millionen und brachte sie durch, lebte eine Zeitlang von
Hartz IV. "Für kurze Zeit ganz oben, als strahlender Sieger, und dann
plötzlich wieder ganz unten, am Boden zerstört. Einmal fand ich mich
im Straßengraben wieder und dreimal auch im Knast", sagte er einmal
von sich. "Ich bereue nichts. Ich habe auf jeden Fall was zu erzählen.
Langweilig war es nie", fügte er bei anderer Gelegenheit hinzu. Bei
umstrittenen Entscheidungen im Ring fühlte er sich mitunter zu Recht
betrogen, von der Öffentlichkeit meist mißverstanden, da ihm sein
schlechtes Image wie ein Klotz am Bein hing. Das Drama seines Lebens
wurde noch einmal deutlich, als Ex-Ehefrau Christine vor einigen
Jahren ihre Autobiografie veröffentlichte: Drogen, Prostituierte,
häusliche Gewalt, Knast, Scheidung - Rocchigiani ließ wenig aus.

Am 29. Dezember 1963 als Sohn eines sardischen Eisenbiegers und einer
Berlinerin in Rheinhausen geboren, fand Graciano Rocchigiani in jungen
Jahren bei den Neuköllner Sportfreunden zum Boxen, wurde 1982
Deutscher Meister im Halbmittelgewicht und wechselte im Jahr darauf
nach 122 Amateurkämpfen ins Profigeschäft. Jean-Marcel Nartz hatte das
Talent des 19jährigen erkannt und ihn zum Sauerland-Stall geholt, für
den Rocchigiani am 10. September 1983 in Köln sein Debüt gab. Der
Rechtsausleger wurde 1985 Deutscher Meister im Mittelgewicht und 1986
auch im Halbschwergewicht. Am 11. März 1988 gewann er den IBF-Titel im
neu eingeführten Supermittelgewicht, als er in seinem 24. Profikampf
vor 6000 Zuschauern in der Düsseldorfer Philipshalle den US-Amerikaner
Vincent Boulware entthronte. Damit war er nach Max Schmeling und
Eckhard Dagge der dritte und zugleich jüngste deutsche
Profiweltmeister. Nach drei weiteren Kämpfen legte er den Titel
nieder, um wieder im Halbschwergewicht zu boxen, wo er 1991
Europameister wurde.

Am 5. Februar 1995 unterlag er dem bis dahin ungeschlagenen Chris
Eubank im Kampf um den WBO-Titel im Supermittelgewicht umstritten nach
Punkten, wobei ihn selbst die Kommentatoren des übertragenden
britischen Senders in Front gesehen hatten. In der Folge scheiterte
sein Versuch, gegen Frederic Seillier zum zweiten Mal Europameister zu
werden, da er nur ein Unentschieden erreichte.

Zur tragischen Gestalt wurde Rocchigiani zur Zeit des deutschen
Boxbooms in den 90er Jahren durch seine spektakulären Kämpfe gegen die
damaligen TV-Lieblinge Henry Maske und Dariusz Michalczewski. Beide
Weltmeister hatte er am Rande einer Niederlage, verlor aber jeweils
umstritten. Im ersten Aufeinandertreffen 1995 mit Maske siegte dieser
nach Punkten, nachdem 17,5 Millionen Fernsehzuschauer gesehen hatten,
daß er zeitweise angeschlagen war und sich kaum noch auf den Beinen
halten konnte. In der letzten Runde mußte er sogar zu Boden gehen,
doch der Ringrichter wertete dies nicht als regulären Niederschlag.
Der Rückkampf war hingegen eine einseitige Angelegenheit mit klarer
Überlegenheit Maskes, den Rocchigiani zu keinem Zeitpunkt in
Bedrängnis bringen konnte.

Auch gegen Dariusz Michalczewski trat "Rocky" zweimal an: Wiederum war
der erste Kampf, der am 10. August 1996 am Hamburger Millerntor
stattfand, sehr umstritten. Nachdem Rocchigiani dominiert hatte, wurde
er in der siebten Runde wegen Schlagens nach einem Trennkommando
disqualifiziert, da sich der nach Punkten zurückliegende Michalczewski
für kampfunfähig erklärte. Wie schon gegen Maske fühlte sich
Rocchigiani betrogen, was er auf seine geringe Lobby und den fehlenden
Promoter zurückführte. Beim Rückkampf im April 2000 war er chancenlos
und unterlag vorzeitig. Ein möglicher dritter Kampf kam trotz mehrerer
Versuche nie zustande.

Am 22. März 1998 krönte sich Rocchigiani endlich doch zum zweiten Mal
in seiner Karriere zum Champion, als er sich vor 9000 Zuschauern in
der Berliner Max-Schmeling-Halle durch einen Sieg über den
US-Amerikaner Michael Nunn den vakanten WBC-Titel sicherte. Als sein
Vorgänger Roy Jones geltend machte, er habe diesen Titel nie offiziell
abgegeben, nahm der Verband dem Berliner vier Monate später den Gürtel
wieder ab. Rocchigiani klagte dagegen erfolgreich in den USA, wo ihm
ein Gericht 31 Millionen US-Dollar Schadenersatz zusprach. Dem WBC
drohte der Konkurs, worauf "Rocky" Mitte Juli 2004 auf ein
Vergleichsangebot von 4,5 Millionen Dollar einging.

Seinen letzten offiziellen Kampf verlor er am 10. Mai 2003 gegen
Thomas Ulrich und beendete damit seine 20 Jahre währende Profikarriere
mit 41 Siegen, sechs Niederlagen sowie einem Unentschieden. Im Jahr
2008 versuchte er noch einmal ein Comeback, das allerdings scheiterte.

Unter dem Namen "Rocky's Gym" leitete er einige Jahre im Duisburger
Stadtteil Neudorf sein eigenes Trainingszentrum, wo er unter anderem
Selcuk Aydin und Herbie Hide betreute. Ab Januar 2009 bestand eine
Kooperation mit der Arena Box-Promotion von Ahmet Öner, das
Trainingscenter schloß Anfang 2010.

2007 veröffentlichte er im Schwarzkopf & Schwarzkopf Verlag seine
Autobiographie "Rocky - Meine 15 Runden". 2018 spielte er in dem
österreichischen Kurzfilm "TNT Boxerstory" des Regisseurs Mark
Gerstorfer die Hauptrolle. Des weiteren moderierte er seit Anfang des
Jahres zusammen mit seinem Bruder Ralf Boxkämpfe für den Sender
Sport1. Seit dem 18. September lief zudem das Casting-Format "The Next
Rocky" mit bislang vier Folgen auf der Sport1-Webplattform sowie bei
YouTube, bei dem von Rocchigiani Nachwuchstalente entdeckt, gefördert
und auf ihrem Weg in den Ring begleitet werden sollten. Die aktuell
geplante Folge wurde angesichts der Nachricht vom Tod Graciano
Rocchigianis gestoppt. [2]


Fußnoten:

[1] www.dw.com/de/ex-boxweltmeister-graciano-rocchigiani-in-italien-tödlich-verunglückt/a-37754696

[2] www.t-online.de/sport/boxen/id_84553766/toedlicher-unfall-graciano-rocchigiani-54-offenbar-von-smart-erfasst.html
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MELDUNG/375: Zum Welttierschutztag - Missstände bei Gesetzgebung, Vollzug, und Gerichtsbarkeit abstellen (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Zum Welttierschutztag: 

Missstände bei Gesetzgebung, Vollzug, und Gerichtsbarkeit abstellen



Verfahren wegen Tierquälerei, besonders solche im großen Stil, werden nach
Erfahrungen von Tierschutz- und Tierrechtsverbänden oft eingestellt - oder
gar nicht verfolgt. Anlässlich des Welttierschutztages am 4. Oktober
veröffentlicht der Bundesverband Menschen für Tierrechte ein ausführliches
Interview mit Jens Bülte, Professor für Wirtschaftsstrafrecht an der
Universität Mannheim. Sein Fazit: Trotz 15 Jahren Staatsziel Tierschutz
funktioniert das Zusammenspiel von Gesetzgebung, Vollzug, und
Gerichtsbarkeit bei Tierschutzvergehen nicht. Der Tierschutz wird
wirtschaftlichen Interessen untergeordnet und das Staatsziel Tierschutz
ignoriert. Um die massiven Missstände zu beenden, schlägt der Bundesverband
konkrete Reform-Maßnahmen vor.

Im Juli dieses Jahres wurden erschreckende Zahlen zu den
Kontrollintervallen von Tierhaltungen bekannt. Die Bundesregierung teilte
mit, dass entsprechende Betriebe in Deutschland statistisch nur alle 17
Jahre kontrolliert werden (1). Hinzu kommt, dass Verfahren wegen
Tierquälerei oft eingestellt oder gar nicht erst verfolgt werden. Der
Professor für Wirtschaftsstrafrecht Jens Bülte hat Tierschutzfälle aus der
Massentierhaltung aus den vergangenen 40 Jahren ausgewertet. Trotz einer
Vielzahl von Anzeigen fand er nur eine einzige Verurteilung. Bülte spricht
deswegen von einer "faktischen Straflosigkeit institutionalisierter
Agrarkriminalität".

Tierschutz wird wirtschaftlichen Interessen untergeordnet
In der Praxis heißt das: Wenn Hundebesitzer ihre Tiere bei Hitze in ihren
Autos zurücklassen droht ihnen nach § 18 Tierschutzgesetz eine hohe
Geldbuße. Wenn tausende von Schweinen in einer Mastanlage qualvoll
ersticken, weil eine Lüftungsanlage ausgefallen ist, wird der Betreiber in
der Regel nicht bestraft und erhält sogar noch staatliche Subventionen.
"Trotz 15 Jahren Staatsziel Tierschutz gelingt es heute noch nicht einmal,
die minimalen Anforderungen an die Tierhaltung in der Landwirtschaft und im
Labor zuverlässig zu kontrollieren und wirksame Sanktionen strafrechtlich
durchzusetzen. Wenn wirtschaftliche Interessen dahinterstecken, bleibt das
Tierschutzrecht auf der Strecke", kritisiert Christina Ledermann,
stellvertretende Vorsitzende des Bundesverbandes Menschen für Tierrechte.

Überfällig: Reform der Behörden

Der Kern des Problems ist nach Ansicht des Tierrechtsverbandes die
Tatsache, dass das Zusammenspiel von Gesetzgebung, Vollzug und
Gerichtsbarkeit beim Tierschutz nicht funktioniere: "Der Ruf nach
schärferen Tierschutzgesetzen ist zwar richtig, er macht aber erst dann
Sinn, wenn das bestehende marode System grundsaniert wird. Zuerst muss
sichergestellt werden, dass geltendes Tierschutzrecht überhaupt eingehalten
wird," stellt Christina Ledermann fest. Um die massiven Missstände zu
beenden, schlägt der Verband verschiedene Lösungsansätze vor. Zum einen
müssten die Kommunalverwaltungen die Veterinärämter so ausstatten, dass
diese ihren Kontrollaufgaben überhaupt nachkommen könnten. Dazu gehöre
auch, dass Amtstierärzte weisungsfrei und ohne Druck arbeiten könnten (2).

Justiz: Angemessene Sanktionen bei Tierschutzvergehen

Um eine wirksame strafrechtliche Verfolgung bei Tierschutzvergehen zu
erreichen, müssten auf Rechtsverstöße angemessene Sanktionen folgen. Hierzu
empfiehlt der Verband die Einführung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften
für Tierschutz, die mit Veterinären als Tierschutzdezernenten besetzt
werden sollten. Eine andere Möglichkeit sei die systematische Fortbildung
von Richtern und Staatsanwälten im Tierschutzrecht. Ein elementares
Transparenzinstrument sei die Tierschutz-Verbandsklage. Nur sie könne die
Einhaltung des Tierschutzes als Verfassungsgut gewährleisten.

Tierschutz zukunftsfähig machen

Eine zukunftsfähige Tierschutzpolitik müsse nach Ansicht des
Tierrechtsverbandes Trendwenden in den Kerngebieten der Tiernutzung
umfassen. Sobald sichergestellt sei, dass geltendes Tierschutzrecht
eingehalten werde, müssten die unzureichenden Verordnungen auf Basis des
Tierschutzgesetzes konsequent im Sinne der Tiere reformiert werden. Zudem
müsse eine tiergerechte Haltung gezielt gefördert werden (3). Langfristig
fordert der Verband neue Ernährungs- und Landbaukonzepte, die ohne die
Ausbeutung von Tier und Umwelt auskommen. Dies umfasse den Rückgang der
Tiere als Lebensmittelieferanten durch die systematische Förderung
pflanzlicher Eiweißproduktion. Um den Einsatz von Tieren in Versuchen
langfristig zu beenden, setzt sich der Verband für einen Masterplan für den
Ausstieg aus dem Tierversuch nach dem Beispiel der Niederlande ein.



Das gesamte Interview mit Jens Bülte, Professor für
Wirtschaftsstrafrecht an der Universität Mannheim, können sie nachlesen unter: 

www.tierrechte.de


Anmerkungen:

(1) Quelle war die Antwort der Bundesregierung auf Anfragen von Grünen und
FDP. Daraus ging hervor, dass Tierhaltungsbetriebe in Deutschland
statistisch nur alle 17 Jahre kontrolliert werden. Am längsten ist der
Abstand zwischen den amtlichen Kontrollen in Bayern: Hier kommt
durchschnittlich alle 48 Jahre ein Amtsveterinär zur Kontrolle. In
Schleswig-Holstein sind es 37 Jahre und in Niedersachsen, dem Land, in dem
die meisten Tiere gehalten werden, wird im Schnitt nur alle 21 Jahre
kontrolliert.

(2) Neben einem effektiven Whistleblower-Schutz sind auch
Compliance-Systeme mit klaren Regeln innerhalb der Agrarunternehmen
sinnvoll. Rotationssysteme könnten die ständige Verbindung zwischen
Amtsveterinär und dem Agrarunternehmer unterbrechen. Zudem sollte immer ein
Tierarzt pro Amt auf den Bereich Tierschutz spezialisiert sein. Eine
weitere sinnvolle Maßnahme ist die Einführung von risikoorientierten
Kontrollen.

(3) Dies empfiehlt auch der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik
(WBA), der die derzeit praktizierte Nutztierhaltung aus Gründen des Tier-,
Umwelt- und Verbraucherschutzes für nicht zukunftsfähig hält (Gutachten des
Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik beim Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (März 2015) "Wege zu einer gesellschaftlich
akzeptierten Nutztierhaltung!").

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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TIERHALTUNG/735: Motto des Welttierschutztages 2018 - Beendet das Leiden der Schweine! (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 2. Oktober 2018

Motto des Welttierschutztages 2018 (4.10.):

Beendet das Leiden der Schweine!



Den diesjährigen Welttierschutztag am 4. Oktober begehen der Deutsche
Tierschutzbund und seine über 740 Mitgliedsvereine unter dem Motto "Beendet
das Leiden der Schweine!". Die Tierschützer wollen damit die Öffentlichkeit
auf die Qualen hinweisen, die Schweine in den meisten deutschen
Haltungssystemen erleiden müssen - wie die Kastration ohne Betäubung, das
Kupieren der Ringelschwänze und die Fixierung der Sauen in engen
Kastenständen.

"Im Grunde verstößt das gesamte Schweinehaltungssystem gegen geltendes
Recht. Das Leiden der Schweine muss endlich ein Ende haben - die Politik
darf die wirtschaftlichen Interessen der Tiernutzer nicht länger höher
stellen als den Schutz der Tiere", sagt Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes. "Es darf nicht länger sein, dass Ferkeln
routinemäßig die Schwänze kupiert und die Zähne abgeschliffen werden. Dass
ganz aktuell sogar versucht wird, das Tierschutzgesetz zu ändern, damit
männliche Ferkel weiter ohne Betäubung kastriert werden dürfen und das
schon beschlossene Verbot hinausgezögert werden kann, ist aus
Tierschutzsicht nicht hinzunehmen. Gleichzeitig ist dies auch rein
rechtlich nicht haltbar - schließlich steht der Tierschutz als Staatsziel
im Grundgesetz."

Der Welttierschutztag geht zurück auf den Heiligen Franz von Assisi, den
Schutzpatron der Tiere. Bundesweit nutzen viele der über 740
Mitgliedsvereine des Deutschen Tierschutzbundes und ihre angeschlossenen
Tierheime den Welttierschutztag, um auf das diesjährige Motto aufmerksam zu
machen. Auch die Kampagne "EndPigPain" (www.tierschutzbund.de/endpigpain),
die der Deutsche Tierschutzbund zusammen mit seiner europäischen
Tierschutz-Dachorganisation, der Eurogroup for Animals, gestartet hat,
rückt die tierschutzrelevanten Probleme in der landwirtschaftlichen
Schweinehaltung in den Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit


Hintergrund Schweinehaltung:

Betäubungslose Ferkelkastration

Die betäubungslose Kastration männlicher Ferkel ist bis heute gang und gäbe
- und soll eigentlich ab 2019 verboten sein. Am 21.9. hatte im
Bundesratsplenum keiner der Anträge auf eine Fristverlängerung für die
betäubungslose Ferkelkastration eine Mehrheit erhalten. Während der Debatte
ließ jedoch der Staatssekretär im Bundeslandwirtschaftsministerium, Dr.
Hermann Onko Aeikens, dass sein Ministerium einen Gesetzesentwurf auf den
Weg bringen wird, um eine Fristverlängerung doch noch durchzudrücken. Und
das, obwohl bereits tierschutzkonforme und praktikable Methoden existieren:
die Ebermast, die Impfung gegen Ebergeruch und die Kastration unter
Vollnarkose mit Schmerzmedikation. Keine tierschutzgerechte
Alternativmethode und ausdrücklich inakzeptabel wäre aus Tierschutzsicht
die Lokalanästhesie, wie sie die Branche fordert. Dabei belegen
verschiedene Studien, dass diese Methode zusätzliche Schmerzen und Stress
verursacht und keine ausreichende Schmerzausschaltung während der
Kastration bewirkt.

Schwänze kupieren und Zähne schleifen

Das Kupieren der Ringelschwänze und das Abschleifen der Eckzähne zählen in
Deutschland zu den Eingriffen am Schwein, die routinemäßig im frühen
Ferkelalter durchgeführt werden. Dabei ist das routinemäßige Durchführen
beider Eingriffe durch die europäische Gesetzgebung seit Langem verboten.
Die Tierschützer fordern von der Bundesregierung daher einen entsprechenden
Ausstiegsplan mit verbindlichen Fristen. Zudem muss sie die gesetzlichen
Voraussetzungen schaffen, damit das Halten von Schweinen mit ungekürzten
Schwänzen und Zähnen keine tierschutzrelevanten Folgen hat: Die 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung sollte dahingehend geändert werden, dass die
vorherrschenden Warmställe mit Vollspaltenböden, in denen sich das
Schwanzbeißen unter den Tieren nicht in den Griff bekommen lässt, nicht
mehr gebaut werden dürfen. Neu- und Umbauten sollten zudem eine
tiergerechte Schweinehaltung mit ausreichend Platz, geeigneter
Beschäftigung durch eingestreute Liege- und Wühlbereiche sowie
Außenklimakontakt ermöglichen.

Sauenhaltung im Kastenstand

Ein weiterer Problembereich der Schweinehaltung, der dringenden
Handlungsbedarf erfordert, ist die Haltung von Sauen in Kastenständen. Das
Bundesverwaltungsgericht hatte Ende 2016 klar gemacht, dass die gängige
Haltung im Deckzentrum als rechtswidrig einzustufen ist. Gesetzesänderungen
sind dringend notwendig, um die rechts- und tierschutzwidrige Haltung der
Sauen zu beenden. Die Tierschützer fordern ein zeitnahes Verbot der
Kastenstandhaltung, sowohl im Deckbereich als auch im Abferkelbereich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 2. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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